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Tarifrunde im öffentli-
chen Dienst

S. 3

Kommentar zum Aufruf
der Friedenbewegung für
den 15. Februar 

S. 8

Nein zum Krieg gegen den Irak ! Keine deutsche Beteiligung !
Bundesweite Demonstrationen 
15. Februar in Berlin Auftaktorte : 12:00 Uhr Alexanderplatz | 12:00 Uhr Breitscheidplatz
Abschlusskundgebung: ca. 14-16:00 Uhr nähe Brandenburger Tor
8. Februar in München Auftakt: 12.00 Uhr am Marienplatz

Aufmarsch am Golf
BRD marschiert mit
Die amerikanischen und britischen Im-
perialisten marschieren am Golf auf.
Wenn der Aufmarsch abgeschlossen ist,
steht eine Armada von 250.000 Soldaten
bereit, den Irak zu überfallen und das
Land in ein Protektorat des USA-Imperia-
lismus zu verwandeln. 
Und der deutsche Imperialismus mar-
schiert mit. Die ABC-Spürpanzer bleiben
in Kuwait und sollen – so Kriegsminister
Struck –  den alliierten Soldaten helfen.
Deutschland stellt Lazarettflieger bereit,
in den AWACs-Aufklärern und fliegenden
Gefechtsständen sitzen deutsche Solda-
ten, die Verlagerung von Patriot-Raketen
an die türkisch-irakische Grenze steht be-
vor. 
Mehr noch. Die Regierung Schröder/Fi-
scher ist damit einverstanden, dass die
amerikanischen und britischen Imperia-
listen Deutschland zum Hinterland ihres
Aufmarsches am Golf gemacht haben.
Die  Stützpunkte in Frankfurt/M., Spang-
dahlem und Geilenkirchen sind Dreh-
scheiben für den Krieg am Golf. In Bay-

ern und Niedersachsen trai-
nieren amerikanische und
britische Verbände den Ein-
satz im Irak. Und tausende
von deutschen Soldaten be-
schützen die US-Einrichtun-
gen in Deutschland.
Die Haltung der Bundesre-
gierung ist klar. Es kann kei-
nen Zweifel daran geben,
dass sie den Aggressions-
krieg gegen den Irak unter-
stützt und sich an ihm betei-
ligt. Die wortreichen Frie-
densbeteuerungen dieser
Regierung dienen nur dazu,
den Menschen Sand in die
Augen zu streuen und sind
Ausdruck der Widersprüche
zwischen dem deutschen und amerikani-
schen Imperialismus.
Im Vertrauen auf die Bundesregierung
kann der Krieg gegen den  Irak nicht ver-
hindert und die deutsche Beteiligung an
diesem Krieg nicht beendet werden.

Die einzige Macht, die dem amerikani-
schen und deutschen Imperialismus in
den Arm fallen kann, ist die Wut von Mil-
lionen von Menschen, die sich organisie-
ren und mobilisieren, um den Krieg ge-
gen den Irak zu verhindern.
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Der britische Staatsse-

kretär für Europa MacSha-

ne hat der deutschen Bun-

desregierung vorgewor-

fen, einen übermächtigen

»Kaiser« an der Spitze der

EU anzustreben. Er sagte

nach einem Gespräch mit

Schröder: »Die deutsche

Position ist, einer neuen

Art von europäischem

Kaiser alle Macht zu ge-

ben, einem Kommissions-

präsidenten, der allen

anderen europäischen

Institutionen vorschreibt,

was sie zu tun haben.« (FR

3.1.)

Die Bundesregierung strebt
die Abschaffung des Einstim-
migkeitsprinzips in der EU so-
wie eine beträchtliche Stär-
kung der Position des Kom-
missionspräsidenten an und
will sich diese Machtposition
zunutze machen. Sie strebt
keinen Staatenbund an, son-
dern einen Bundesstaat, aber
nicht irgendeinen, sondern
eine Art Präsidialdiktatur.

Eine solche Präsidialdikta-
tur fordern nicht von unge-
fähr Vertreter des sogenann-
ten Neoliberalismus, der in

Wirklichkeit alles andere als
liberal ist, so z. B. Milton
Friedman. Solche Bestrebun-
gen entsprechen der unge-
heuren Verschärfung des Pro-
zesses der Zentralisation des
Kapitals. Wird immer mehr
Kapital in immer weniger
Händen konzentriert, so ent-
spricht dem, daß auch die po-
litische Macht in immer weni-
ger Händen konzentriert
wird, am »besten« in der Hand
eines Präsidenten, der gewis-
sermaßen als Pressesprecher
einer Handvoll von Finanzoli-
garchen fungiert.

Die Formierung der EU be-
schleunigt diese Prozesse, die
die bürgerliche Demokratie
gefährden. Das beginnt be-
reits damit, daß immer mehr
Entscheidungskompetenzen
in der Hand von Exekutivap-
paraten der EU konzentriert
werden, die von Parlamenten
noch nicht einmal formal kon-
trolliert werden können – das
sogenannte EU-Parlament
hatte ja nie die formalen Rech-
te eines Parlaments. Entschei-
dungen werden in Kommis-
sionen getroffen, die wesent-
lich von Lobbyisten der Mo-
nopole beeinflußt sind. Eine
Präsidialdiktatur würde zu al-
ledem gut passen.

MacShane sagte: »Ich habe

darüber eine lange Diskussi-

on mit Gerhard Schröder ge-

führt, und ich habe erklärt,

dass wir vor 350 Jahren den

Kopf eines Königs vom Rumpf

getrennt haben, weil wir

nicht von einer Einzelperson

Befehle entgegennehmen wol-

len.« (FR) MacShane meinte
damit die Enthauptung Karls I
im Jahre 1649 im Zuge der
bürgerlichen Revolution in
England.

Gut gebrüllt, Löwe ! Freilich
übersehen wir dabei nicht,
daß die anglo-amerikanischen
Imperialisten sich aus höchst
eigennützigen Gründen ge-
gen die Formierung der EU
wehren und daß die zur
Machtkonzentration führen-
den Prozesse in ihrem Lager
gewiß nicht langsamer, son-
dern derzeit eher noch
schneller vonstatten gehen als
in der EU.

Unabhängig von den Ab-
sichten MacShanes und der
hinter ihm stehen Kräfte trifft
das von ihm gewählte Bild
den Nagel auf den Kopf. Wer
die bürgerliche Demokratie in
Europa verteidigen will, wer
den Parlamentarismus gegen
eine reaktionärere Herr-
schaftsform, nämlich eine Prä-
sidialdiktatur, verteidigen
will, der muß gegen die weite-
re Formierung der EU kämp-
fen. Unter anderem deshalb
fordert die KPD den Austritt
Deutschlands aus der EU.

NPD-Verbotsverfahren:.

Karlsruhe erwägt
Einstellung
Im NPD-Verbotsverfahren
wird das Bundesverfassungs-
gericht vermutlich Ende Janu-
ar entscheiden, ob das Verfah-
ren beendet oder über den
Verbotsantrag verhandelt wer-
den soll. »Die langwierigen

Beratungen gelten als Indiz,

daß die Fortführung des NPD-

Verbotsverfahrens innerhalb

des Zweiten Senats umstrit-

ten ist.« (FR 3.1.)
Man sieht, wie schwer sich

der Staat beim Verbot auch
nur einer der vielen Nazi-Or-
ganisationen tut. Angesichts
der vielen von dem braunen
Gesindel begangenen Morde
ein Skandal ! Aber der Staat
möchte sich diese Truppen als
Reserve im Kampf gegen de-
mokratische Kräfte bewah-
ren.
Wir fordern jetzt erst recht:
Verbot der NPD!
Verbot aller faschistischen
Organisationen!

In Köln ermittelt die
Staatsanwaltsschaft ge-
gen zwei Polizisten. Diese

hatten einen psychisch kran-
ken Mann nach einem hefti-
gen Streit mit seiner Mutter
auf die Wache mitgenommen.
Dort traf er auf ein »Empfangs-
komitee«, welches auf den ge-
fesselten Mann eintrat, bis er
ins Koma fiel. Zwei Tage spä-
ter starb er. Zwei Beamte, die
die zum Tode führenden
Mißhandlungen mitansahen,
meldeten sich dankenswer-
terweise zu Wort – sonst wäre
es, wie in unzähligen anderen
Fällen auch, kaum zu Ermitt-
lungen der Staatsanwaltschaft
gekommen. (FR 14.12.)

Skandalöserweise hatte die
Staatsanwaltschaft zunächst
nur wegen Körperverletzung
im Amt ermittelt. Nach ge-
richtsmedizinischen Gutach-
ten sah sie sich gezwungen,
den Vorwurf wenigstens auf
»Körperverletzung mit Todes-
folge« auszuweiten. Würde es
sich nicht um Beamte han-
deln, würde die Anklage wohl
auf Mord lauten.

Ein zweiter Fall: In Berlin
nahmen Polizisten einen Tür-
ken fest, weil dieser angeblich

mit Freunden zu laut gefeiert
hatte. Einige Stunden später
wurde er ins Krankenhaus
eingeliefert – blutüberströmt,
mit Nasenbeinbruch, Würge-
malen am Hals sowie Prellun-
gen und Hämatomen am
ganzen Körper. Ein lebensbe-
drohlicher Zustand, befanden
die Ärzte, und nahmen eine
Notoperation vor. Der Mann
überlebte, vollständig gene-
sen wird er nicht mehr. (FR
14.12.)

Bei der Festnahme sei der
Mann unglücklich aufs Pfla-
ster geschlagen, behaupteten
die Polizisten. Die Aussage
des Geschädigten klang an-
ders: Er wurde auf die Straße
geschleudert, und als er blu-

tend am Boden lag, traktier-
ten ihn die Beamten mit Fäu-
sten und Füßen, zerrten ihn in
den Funkwagen und verprü-
gelten ihn erneut. »Ich dach-

te, die wollten mich umbrin-

gen«, sagte er.
Einzelfälle ? Mitnichten !
Wir fordern strenge Bestra-

fung der Täter, doch damit ist
es nicht getan. Ein Staat, der
zunehmend für Kriege gegen
andere Völker rüstet und sol-
che Kriege führt, ein Staat, der
im Inneren zunehmend de-
mokratische Rechte abbaut
und gegen die eigene Bevöl-
kerung rüstet, ein solcher
Staat produziert gesetzmäßig
in wachsendem Maße Gewal-
torgien seiner Polizei.

»Europäischer Kaiser«

Neue Fälle von
Gewaltorgien
der Polizei

Hinweis: Im RM 12/02 wur-
de duch ein redaktionelles
Versehen eine Bildunter-
schrift falsch zugeordnet. Das
Bild auf S. 9 zeigt eine Aktion
auf dem Frankfurter Weih-
nachtsmarkt zur Unterstüt-
zung des Bauwagendorfs
Bambule.



Nach niedriger Ein-
stiegsforderung von
3% plus x, einer Rei-

he von Warnstreiks und An-
rufung der Schlichtung
schloss die Ver.di-Führung bei
2,4% Lohn»erhöhung« ab.
Der Tarifvertrag hat selbst für
deutsche Verhältnisse »eine
ungewöhnlich lange Laufzeit«
– so die Financial Times
Deutschland (ftd 10.1.03).
Die Gehälter der unteren
Lohngruppen sollen ab 1.1.
2003 steigen, die höheren
Lohngruppen bekommen erst
ab dem 1. 4.03 mehr. Ein wei-
teres Prozent gibt es ab dem
1.1. 2004 und dem 1.5. 2004.
Die Beschäftigten in Ost-
deutschland erhalten ab 2007
(bzw. 2009 für die oberen Ge-
haltsgruppen) West-Vergü-
tung. Bsirske, Konsorten und
Apologeten derselben feiern
diesen Abschluss als Erfolg –
immerhin sei das Nullrunden-
diktat der öffentlichen Arbeit-
geber durchbrochen worden
(so z. B. die »Rote Fahne« der
MLPD vom 16.01. 03). Bei ge-
nauem Hinsehen erweist sich
diese Bewertung aber als Ver-
nebelung der Taktiererei von
Bsirske und Schönrechnen ei-
nes miesen Ergebnisses, das
den Beschäftigten neue La-
sten für die Fortsetzung des
Reallohnverlustes im Öffentli-
chen Dienst aufbürdet.

Umfangreiche 
»Gegenfinanzierungen«
vereinbart !
Auf Seiten der Beschäftigten
saßen offenbar Leute am Ver-
handlungtisch, denen die
Schonung der öffentlichen
Kassen vor den Ansprüchen
der Beschäftigten mehr am
Herzen lag als eine reale Bes-
serstellung der ArbeiterInnen
und Angestellten des Öffentli-
chen Dienstes. Schon die Art
und Weise, wie die Forderung
formuliert wurde, deutete auf

das erzielte Ergebnis hin:
Während viele Bezirke auf
6,5% Entgelterhöhung abge-
speckteForderungenerhoben
– die Basis wollte oft noch
mehr und stellte auch Fest-
geldforderungen (Netzwerk
für eine kämpferische und de-
mokratische ver.di, Tarifinfo
1/2002) – , dämpften Bsirske
und seine Mannschaft schon
alleine durch ihre »maßvolle«
Forderung (3% plus x ) den
Druck und die Erwartungen
der Basis auf einen Abschluss,
mit dem wenigstens der An-
schluss an das Lohnniveau
der Privatwirtschaft gehalten
werden konnte. Ihre Begrün-
dung: Schluss mit Tarifritua-
len, wir setzen durch was, wir
fordern.

Der hohe Erwartungsdruck
der Arbeiter und Angestellten
des Öffentlichen Dienstes hin-
derte Bsirske allerdings nicht
daran, »zur Entlastung der öf-
fentlichen Haushalte (…) um-
fangreiche Kompensationen«
(ftd 10.1.03) zu vereinbaren.
Neben der Laufzeit von 27Mo-
naten bis zum 31.1.05 sollen
die Beschäftigten auf einen
freien Tag verzichten (»Der
AZV-Tag entfällt mit Wirkung
ab dem 1. Januar 2003«). Die
Gehälter werden erst am Mo-
natsende ausbezahlt statt wie
bisher in der Monatsmitte.
Die alle zwei Jahre fällige au-
tomatische Erhöhung der
Grundvergütung (Aufstieg in

die nächste Lebensalterstu-
fe/Stufe in der Grundvergü-
tung) soll für die Dauer eines
Jahres halbiert werden. Die
Beschäftigten in Ostdeutsch-
land werden zu Arbeitneh-
merbeiträgen in der Zusatz-
versorgung herangezogen.
Nach Angaben der Arbeit»ge-
ber« entstehen den öffentli-
chen Haushalten 1,89 Milliar-
den Euro Mehrausgaben
durch den Abschluss (zum
Vergleich: Für den unsinni-
gen Transrapid-Bau von Düs-
seldorf nach Dortmund ma-
chen Bund und Land NRW
ca. 3 Milliarden locker ! – FR
21.02.03).

Wie Bsirske angesichts der
nackten Zahlen meinen kann,
»Wir kommen nahe an die
Drei heran« (zit. n. ftd 10.01.),
bleibt sein Geheimnis.

Nullrundendiktat 
der Öffentlichen 
Arbeitgeber?
Die Voraussetzung, dass man
seitens der Gewerkschaften
dieses Ergebnis überhaupt
verkaufen kann, ist die Be-
hauptung, dass die öffentli-
chen Arbeitgeber eine Null-
runde durchsetzen wollten.
In der Tat erweckten Schily
und andere Staatsvertreter
den Eindruck, wegen der Kri-
se der öffentlichen Haushalte
wollten sie Ernst machen mit
ihrer demonstrativ harten Hal-
tung (siehe Hintgrundinfo).

Indes gehört das Gejammer
darüber, dass kein Geld da sei
und deshalb eine Nullrunde
anstehe, zum Ritual. Deshalb
waren in den Haushaltspla-
nungen auch bereits Mittel für
die Gehaltserhöhung vorgese-
hen.

Das ändert nichts daran,
dass das Gejammer über die
Pleite der öffentlichen Kassen
diesmal besonders penetrant
vorgetragen wurde. Die Funk-
tion der Wehklagen besteht
natürlich darin, die Arbeiter
und Angestellten unter Druck
zu setzen und den Rest der Re-
publik gegen sie in Stellung
zu bringen. Rogowski, der Ar-
beitgeberpräsident, hatte es
denn auch sehr eilig den öf-
fentlichen Verhandlungsfüh-
rern beizustehen: Wenn mehr
als eine Nullrunde heraus-
komme, dann müssten die
Bürger und Unternehmer
höhere Steuern zahlen und
Stellen im öffentlichen Dienst
gestrichen werden. Und das
könne wohl nicht angehen.
(FR 28.12. 2002). Rogowski
und seinesgleichen betrach-
ten den Staatshaushalt als ihr
Privateigentum. Genauso wie
sie jede Lohnerhöhung in der
Privatwirtschaft bekämpfen –
weil höhere Löhne niedrigere
Profite nach sich ziehen – so
stellen sie sich auch gegen
Lohnsteigerungen im öffentli-
chen Dienst. Der Staatshaus-
halt soll gefälligst nur für Sub-
ventionen, Aufträge an Privat-
unternehmer und Zinszah-
lungen an die Banken ver-
wandt werden ! Dass die
öffentlichen Haushalte durch
die private Ausplünderung
durch das Kapital am Rande
des Ruins stehen, interessiert
Rogowski nicht. Er kann nur
angeblich überbordende So-
zialausgaben und maßlose
Lohnforderungen der öffent-
lichen Bediensteten als Ursa-
che der Misere ausmachen.

Tarifabschluss im Öffentlichen Dienst:

Schily ist zufrieden –
warum auch nicht?
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Berlin schert aus – was
schert’s dieVer.di-
Führung?
Besonders bemerkenswert ist,
dass sich Berlin kurz vor Ver-
handlungsschluss aus der Ta-
rifgemeinschaft der öffentli-
chen Hand absetzen durfte,
damit der Tarifvertrag nicht
für Berlin wirksam wird. Ber-
lin ist durch den Bankenskan-
dal finanziell besonders ge-
beutelt und ist, nüchtern be-
trachtet, bankrott. Nun sollen
die Beschäftigten die Zeche
mitzahlen, die Kapital und
korrumpierte Politiker einge-
brockt haben. Die Ver.di-
Führung weint sich deswegen
fast die Augen aus: »Bis heute

prägte nicht Streit und Streik

das Verhältnis zwischen pri-

vaten und öffentlichen Arbeit-

gebern auf der einen und Ge-

werkschaften auf der ande-

ren Seite die Gesellschaft in

Deutschland. Nun aber wird

durch das Land Berlin der so-

ziale Friede in hohem Maße

gefährdet. Zur Wahrung des

sozialen Friedens ist es unver-

zichtbar, dass beide Seiten

kalkulierbar bleiben. An die

Stelle eines fairen Interessen-

ausgleichs setzt der Berliner

Senat nun mit rechtlich zwei-

felhaften Mitteln einseitige

Diktate in frühkapitalisti-

schem Stile.« (Erklärung der
Bundestarifkommission zur
Verbandsflucht des Landes
Berlin). Ver.di setzt nun – an-
geblich – auf Übernahme des
Bundesergebnisses in Berlin.
Es wird allerdings anders kom-
men: Nachdem der Regieren-
de Bürgermeister Wowereit
dem Vorgehen Berlins »Mo-
dellcharakter« beimaß und
prophezeite, dem Berliner
Beispiel würden auch andere
Länder und Gemeinden fol-
gen, jammerte der verdi-Ver-
handlungsführer Tremper:
»Damit stellt Wowereit alles in
Frage.« Der Senat habe stets
betont, dass es um eine Aus-
nahmeregelung wegen der be-
sonderen Haushaltsnotlage
Berlins gehe. Dies sei Grund-
lage der Gespräche.
(FR 20.1.03). Damit gibt
Tremper zu, dass die Gewerk-

schaft durchaus bereit ist, von
dem unakzeptablen Ergebnis
vom 10.1.03 weitere Abstriche
zu Lasten der Beschäftigten zu
machen. Wenn nun die Bun-
destarifkommission von Ver.di
vollmundig beschwöret, dass
»alle ver.di Landesbezirke (…)
in der nun unvermeidbar ge-
wordenen harten Tarifausein-
andersetzung solidarisch und
geschlossen an der Seite der
Berliner Beschäftigten und ih-
rer Gewerkschaften (stehen)«
und sie bei der Durchsetzung
ihrer Forderung nach Über-
nahme des Tarifvertrags unter-
stützen, so ist das nicht mehr
als Schall und Rauch. Hätte die

Gewerkschaft tatsächlich den
Tarifvertrag für alle durchset-
zen wollen, dann hätte sie den
Vertrag ohne Berlin nicht un-
terschrieben. Aber bezogen
auf Berlin geht ihre Einsicht,
dass die öffentlichen Kassen
zu Gunsten des Kapitals ge-
schont werden müssen, eben
erheblich weiter als anderswo.

DieeigeneSache indie
eigenenHändenehmen!
In Berlin gilt daher ebenso wie
im Rest des Landes: Wenn die
Arbeiter und Angestellten
wirklich etwas zu ihren Gun-
sten durchsetzen wollen,
dann müssen sie selbst tätig

werden, sich aus der Zuschau-
errolle verabschieden und
sich im Bewusstein, dass die
Gewerkschaftsapparate bereit
sind, sie im Interesse des so-
zialen Friedens mit Staat und
Kapital zu verkaufen, an der
Basis organisieren. Hieran
führt kein Weg vorbei ! Die
Kräfte, die an dieser Orientie-
rung arbeiten sind derzeit
noch schwach, sie werden
aber wachsen, denn auf Dauer
lässt sich die Arbeiterklasse si-
cherlich nicht über den Tisch
ziehen – sie kann es sich näm-
lich nicht leisten.

Die öffentlichen Arbeit»geber«
propagierten die Nullrunde. Ihr
Argument: Der Staat hat kein
Geld. Der Verhandlungsführer
der Länder,Bayerns Finanzmini-
ster Kurt Faltlhauser,wirft Verdi
wegen der Warnstreiks Erpressung vor und ver-
kündet: »Wir werden nicht nachgeben – keinen
Millimeter.« Rogowski, der BDI-Präsident, sekun-
diert: »Wenn die Kassen leer sind, kann auch
nichts zusätzlich verteilt werden. Oder will Verdi
die Politik nötigen,die Steuern für Bürger und Un-
ternehmer noch mehr zu erhöhen?« (Beide zitiert
nach FR vom 28.12.02). Kapital und Staat wollen
die durch steigende Steuern und Sozialabgaben arg
gebeutelten »Bürger« gegen die Kolleginnen und
Kollegen des öffentlichen Dienstes mobilisieren
nach dem Motto:Wenn die im Öffentlichen Dienst
mehr bekommen,dann müssen alle anderen dafür
zahlen. Nun kann zwar nicht geleugnet werden,
dass die Staatsverschuldung kaum mehr vorstell-
bare Ausmaße angenommen hat ( Anfang 1/03 ca.
1 276 Billionen EUR, pro-Kopf-Verschuldung ca.
15 500 EUR).Aber was Faltlhauser,Rogowski,Schi-
ly usw. vertuschen:Das öffentliche Finanzdesaster
ist nicht Folge der Maßlosigkeit der Arbeiter und
Angestellten im Öffentlichen Dienst. Die Ebbe in
den öffentlichen Kassen ist vielmehr Folge der
maßlosen Profitgier der Versicherungskonzerne,
Großbanken und Industriegiganten, die sich auch
über den Staatshaushalt von der gesamten Gesell-
schaft aushalten lassen. Nicht nur, dass Kapitalge-
sellschaften (AGs und GmbHs) seit 2001 keine Er-
tragssteuern mehr zahlen, sondern ihre Renditen
mit Steuererstattungen aufbessern (Steuerrück-
zahlungen an Kapitalgesellschaften 2001 ca. 400
Mio.EUR ; 2002 bis einschl.November ca. 1,1 Mil-
liarden EUR — Quelle : Michael Schlecht,
www.verdi.de) – die Kapitalgesellschaften lassen
sich darüber hinaus vom Staat überreichlich sub-
ventionieren. Ob in unterdurchschnittlich renta-

blen Wirtschaftsbereichen wie
etwa im Steinkohlebergbau
(Subventionen jährlich ca. 5 Mil-
liarden EUR) oder bei hohen
Entwicklungskosten in »Zu-
kunftsindustrien« wie dem Air-

bus-Flubzeugbau (Staatlicher Zuschuss zu Ent-
wicklungskosten des Airbus-Großraumjets A380
1/3 von ca. 8 Milliarden EUR) – überall halten die
Kapitalgesellschaften die Hand auf, und der Staat
zahlt höchst bereitwillig (Zahlen:Rainer Roth,DAS

KARTENHAUS, S. 77, 80). Sogar höchstprofitable
Unternehmen wie BMW sahnen ab:Für den Neu-
bau eines Betriebs in Ostdeutschland schießt der
Staat »Beihilfen« i.H. v. 363 Mio. EUR zu (ftd vom
11.12.03). Doch nicht genug damit: Über den
StaatshaushaltwerdenunsinnigeöffentlichePrunk-
und Protz-Aufträge, oft zu überhöhten Preisen,
vergeben, (jährlicher Schaden lt. Bund der Steuer-
zahler: ca. 35 Milliarden EUR, Roth, S. 280) Kriege
und Aufrüstung finanziert,und nicht zuletzt Zinsen
an Großbanken gezahlt, bei denen der Staat ver-
schuldet ist: im Jahr 2003 werden nach Schätzun-
gen des Bundes der Steuerzahler 20% der Steuer-
einnahmen des Bundes für Zinszahlungen draufge-
hen, also sage und schreibe 38,43 Milliarden EUR
(Pressemittlg. BdSt vom 15.10.02). Obwohl sie
faktisch keine Steuern mehr zahlen: Rogowski und
seinesgleichen betrachten auch die Staatskasse als
Privateigentum der Besitzenden und verteidigen
sie mit genau derselben Inbrunst gegenAnsprüche
der Erwerbstätigen, Erwerbslosen usw. wie die
Gewinne der Unternehmen gegen Lohnforderun-
gen der Lohnabhängigen – eben weil sie möglichst
alleine abkassieren wollen.Hierauf können die Ar-
beiter und Angestellten im Öffentlichen Dienst al-
lerdings keine Rücksicht nehmen. Die Logik der
leeren Kassen mündet in Nullrunden für die Be-
schäftigten und Milliardengeschenke für die Un-
ternehmer. Und Nullrunden kann sich keiner lei-
sten.

Hintergrundinfo: 

Nullrunde, 
weil kein Geld da ist ?

Tarifabschluss im Öffentlichen Dienst:Schily ist zufrieden – warum auch nicht?
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Ursprünglich hatte der
Bankenverband ge-
fordert, daß das Ge-

halt der Beschäftigten mit Ver-
triebsaufgaben auf 65%
gekürzt wird und darüber hin-
aus durch Provisionen für ab-
geschlossene Verträge aufge-
stockt werden kann. Daß die-
se Unverschämtheit vorerst
vom Tisch ist, ist natürlich gut.
Der Einstieg in variable Gehäl-
ter für alle, den die Banken
vermutlich von Anfang an als
eigentliches Ziel angestrebt
haben, ist jedoch ein entschie-
den zu hoher Preis.

Wie »freiwillig« die Betriebs-
und Dienstvereinbarungen
sein werden, kann man sich
lebhaft vorstellen. Genauso
»freiwillig« wie die »Zielver-
einbarungen« mit den einzel-
nen Beschäftigten, auf deren
Grundlage dann die »Lei-
stungsbeurteilung« vorge-
nommen werden soll, die dar-
über entscheidet, ob und in
welcher Höhe die tariflich ver-
einbarte Gehaltserhöhung
auch wirklich ausgezahlt wird.

Zielvereinbarungen sind in
Wirklichkeit Diktate der Vor-
gesetzten und damit des Un-
ternehmens. Sie verpflichten
den bzw. die Einzelne, be-
stimmte Aufgaben zu erfüllen,
egal innerhalb welcher Zeit.
Sie sind damit Instrumente,
um unbezahlte Überstunden
abzupressen. Der Geschäfts-
führer der IBM Kuhnle formu-
lierte es in dankenswerter Of-
fenheit: »Wir setzen aggressi-

ve Ziele. Sie sollen machbar

sein, aber nicht von jedem er-

reichbar sein‹ . Keimzelle der

Expansion (der IBM) sei die

Mehrleistung der Mitarbei-

ter.« (FAZ 21. 6. 99) Die Ziele
sollen schon gar nicht
während der Normalarbeits-
zeit erreichbar sein.

Der Zweck von Gewerk-
schaften besteht unter ande-
rem darin, daß der bzw. die
einzelne Beschäftigte dem
Unternehmen nicht alleine
gegenübersteht und daß die
Belegschaften der einzelnen
Betriebe den Unternehmer-
verbänden nicht alleine ge-

genüberstehen. Der von der
ver.di-Führung abgeschlosse-
ne Tarifvertrag ist in doppel-
ter Hinsicht ein übler Verstoß
gegen gewerkschaftliche Soli-
darität: Er setzt die einzelnen
Betriebsräte dem Druck der
Unternehmen aus, Betriebs-
und Dienstvereinbarungen
abzuschließen, die dann wie-
derum die einzelnen Beschäf-
tigten dem Druck der Unter-
nehmen aussetzen, dem Dik-
tat der sogenannten Zielver-
einbarungen folgend unbe-
zahlte Überstunden zu
leisten. Dafür braucht man
keine Gewerkschaften !

Daß die ver.di-Führung
auch noch unterschrieben
hat, daß das 13. Gehalt in ei-
ner Bandbreite von 94 bis
112% vom Unternehmenser-
folg abhängig gemacht wird,
paßt ins Bild. Auch dies be-
trachtet der Bankenverband
nur als Einstieg dazu, einen
möglichst großen Teil des 13.
Gehaltes flexibel zu stellen.

Löhne und Gehälter so fle-
xibel wie möglich machen –

das ist das Ziel der Unterneh-
men. Es ist Aufgabe von Ge-
werkschaften, dem entgegen-
zutreten statt die Unterneh-
men dabei zu unterstützen.
Weder wollen wir unser Bett
im Betrieb aufschlagen, noch
wollen wir unseren Lohn bzw.
unser Gehalt kürzen lassen,
wenn wir dazu nicht bereit
sind. Und wir wollen uns auch
nicht sagen lassen, wegen der
schlechten wirtschaftlichen
Lage des Unternehmens müs-
se man unseren Lohn bzw. un-
ser Gehalt kürzen. Vermieter,
Metzger, Bäcker, Stromliefe-
rant usw. fragen schließlich
auch nicht nach der wirt-
schaftlichen Lage des Unter-
nehmens, für welches wir ar-
beiten, und kürzen ihre Rech-
nungen, wenn wir weniger
Lohn erhalten.

In den Banken sollte Druck
auf die Betriebs- und Perso-
nalräte ausgeübt werden, kei-
ne Betriebs- und Dienstver-
einbarungen zu unterschrei-
ben, die Gehaltsbestandteile
flexibel stellen.

Vor allem aber sollte vor
künftigen Tarifverhandlungen
in allen Branchen Druck auf
die Gewerkschaftsführungen
ausgeübt werden, keine wei-
teren Schritte in Richtung auf
variable Löhne und Gehälter
vorzunehmen.

Bankentarifrunde:.

Einstieg in variable Gehälter
Am 13. 12. unterschrieb ver.di einen Tarifabschluß, der u. a. beinhaltet, daß in Betriebs-
bzw. Dienstvereinbarungen vorerst bis zu 4% der Gehaltserhöhungen als variabel verein-
bart werden können – später soll der Prozentsatz steigen. Damit ist dem Bankenverband
der Einstieg in variable Gehälter gelungen. Dafür haben die Zehntausende von Bankange-
stellten, die sich an Arbeitskampfmaßnahmen beteiligt haben, nicht gestreikt!

Rhein-Main-Bündnis gegen die 
Umsetzung der Hartz-Pläne

Gründungserklärung

Wir lehnen die Hartz-Gesetze ab und
fordern ihre Rücknahme. Die Hartz-Ge-
setze bekämpfen die Arbeitslosen, nicht
die Arbeitslosigkeit. Vor allem aber
bekämpfen sie die lohnabhängig Be-
schäftigten, indem sie dazu beitragen,
Löhne zu senken, die Sozialversicherun-
gen abzubauen und den Kündigungs-
schutz auszuhöhlen.

Das Herzstück der Hartz-Pläne ist die
Ausdehnung der Leiharbeit. Supermini-
ster Clement spricht von Verzehnfa-
chung. Stammbelegschaften sollen noch
mehr durch schlechter bezahlte
LeiharbeiterInnen verdrängt werden. 

Auch geringfügige Beschäftigungen
(»Mini-Jobs«) werden massiv ausge-
dehnt. Sie verbilligen Teilzeitkräfte und

bieten starke Anreize, normale Beschäfti-
gungsverhältnisse in Teilzeitjobs auf-
zulösen. Das betrifft besonders Frauen.

Mit den sogenannten Ich-AGs wird es
möglich sein, dass vor allem Lohnabhän-
gige im Handwerk ersetzt werden. 

Befristete Beschäftigungsverhältnisse
werden ausgedehnt.

Um Beschäftigte mit Hilfe von Arbeits-
losen stärker unter Druck zu setzen, soll
z. B. die Arbeitslosenhilfe abgeschafft
und durch das niedrigere Arbeitslosen-
geld II auf Sozialhilfeniveau gesenkt wer-
den und soll Arbeitslosen immer mehr
zugemutet werden.

Wir glauben den Versprechungen
nicht, dass mit den Angriffen auf Arbeits-
lose und Beschäftigte die Arbeitslosigkeit
gesenkt wird. Es geht nur um die Er-
höhung von Profiten.

Wir wehren uns dagegen, die zuneh-
mende Arbeitslosigkeit den Arbeitslosen
und Beschäftigten selbst in die Schuhe

zu schieben. Wir wehren uns gegen Löh-
ne, die die Existenz nicht sichern.

Wir halten ein regionales Bündnis all
derjenigen für notwendig, die sich gegen
die Hartz-Pläne wehren.

Wir setzen auf breite Gegeninformati-
on gegen die herrschende Propaganda.

Wir werden die Verantwortlichen für
die Hartz-Pläne, zu denen auch die Ge-
werkschaftsführungen gehören, mit den
Folgen konfrontieren, wo immer es mög-
lich ist.

Wir streben gemeinsame Aktionen mit
den Anti-Hartz-Bündnissen an, die sich
im Bundesgebiet gegründet haben.

Wir lassen uns nicht durch diejenigen
überrumpeln, die Gesetze im Schnellver-
fahren durchpeitschen. 

Wir fordern Arbeitszeitverkürzung!
30 Stunden wöchentlich bei vollem
Lohn- und Personalausgleich!

Frankfurt, den 18.12. 2002
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Auszüge aus Anti-Hartz-
Resolutionen:

Opel Bochum, VK-Leitung,
19.11.02:
»Nach vielen Diskussionen
mit Belegschaft, Vertrauens-
leuten, Betriebsräten und in-
nerhalb der VK-Leitung kom-
men wir zu dem Ergebnis,
dass es durch die Umsetzung
der Hartz-Vorschläge enorme
Angriffe auf unsere schwer er-
kämpften Arbeitnehmerrech-
te geben wird. Die sogenann-
ten Personal-Service-Agentu-
ren, die mit Staatsgeldern
subventionierten Leiharbeits-
firmen gleichzusetzen sind,
werden sich als Men-
schenhändler entpuppen, die
die volle Verfügung über die
Arbeitskraft der Menschen be-
kommen.«

IG-Metall Delegiertenver-
sammlung Frankfurt/M,
28.11.02:
»Die Delegiertenversamm-
lung lehnt die in den soge-
nannten Hartz-Plänen vorge-
sehenen Maßnahmen und Ge-
setzesänderungen als ganzes
ab. Die Versammlung fordert
den Vorstand der IG-Metall
auf, die Pläne der Hartz-Kom-
mission abzulehnen und in

der Öffentlichkeit gegen diese
Pläne Stellung zu beziehen …
Wir erwarten vom Vorstand,
dass er die Mitglieder zu öf-
fentlichen und betrieblichen
Aktionen gegen die Umset-
zung der Hartz-Pläne mobili-
siert.«

Hat er natürlich nicht – der
IG-Metall Vorstand. Unsere

kleine Auswahl macht deut-
lich: es gibt in den Betrieben
Widerstand gegen die Hartz-
Gesetze. Dieser Widerstand
ist längst nicht ausreichend,

um die Gewerkschaftsführun-
gen massiv unter Druck zu set-
zen. Man spekuliert von inter-
essierter Seite her natürlich
mit der bisher üblichen Spal-
tung zwischen denen, die es
direkt betrifft und denen, die
es erst in Zukunft betreffen
könnte. Aus diesem Grund ist
die Aufklärung und Informie-

rung der Kolleginnen und
Kollegen, die (noch) einen Ar-
beitsplatz haben, von aller-
grösster Bedeutung. Das ist
die Voraussetzung dafür, dass

sich in den Betrieben ein
ernstzunehmender Wider-
stand entwickelt, der von kei-
ner Gewerkschaftsführung
einfach zur Seite geschoben
werden kann. Die Einheit in
der Aktion, im Protest zwi-
schen Erwerbslosen und de-
nen, die einen Arbeitsplatz
haben, muß – soweit es unter
den heutigen Bedingungen
möglich ist – hergestellt wer-
den. Als kleines Beispiel für
eine solche Aktion kann die
nebenstehende Korrespon-
denz betrachtet werden. 

Die KPD fordert deshalb da-
zu auf, in den Anti-Hartz-
Bündnissen dafür zu werben,
vor die Tore von Firmen zu ge-
hen, die Belegschaften aufzu-
klären, phantasievolle Aktio-
nen zu organisieren, die es er-
möglichen, mit den Kollegin-
nen und Kollegen ins Ge-
spräch zu kommen. Die KPD
fordert ihre Freunde und Un-
terstützer dazu auf, an ihrem
jeweiligenArbeitsplatz,gleich-
gültig ob Betrieb, Schule oder
Uni, über Hartz & Co. zu in-
formieren, nach Möglichkeit
Resolutionen zu verabschie-
den, dafür zu werben, sich an
den Aktionstagen des bundes-
weiten Anti-Hartz-Bündnis zu
beteiligen.

Beispiele von betrieblichen IG-Metall Gremien,die Resolu-
tionen gegen die Hartz-Vorschläge beschlossen haben:
Vertrauensleute – Siemens Business Services und Sinitec;
Frankfurt/M; Vertrauenskörperleitung (VKL) Daimler-Chrysler,
Wörth; Vertrauensleute Daimler-Chrysler, Bremen; VK-Leitung MAN
Roland, Offenbach; Vertrauensleute BMW, Regensburg; Vertrauens-
leute Alstom, Regensburg; Vertrauensleute Jungheinrich, Hamburg;
Vertrauensleute BMW, Berlin; Vertrauensleute Festo, Esslingen 

(Korrespondenz) – Am Dienstag, 14.1.03, organisierte
die Frankfurter »Metaller Arbeitsloseninitiative« (MAI) bei
der Siemens Firma in Frankfurt-Fechenheim eine Aktion ge-
gen die Umsetzung der »Hartz-Gesetze«. Nachdem ein Kol-
lege der MAI auf der Versammlung der Vertrauensleute von
Siemens bereits über die Hartz-Pläne aufgeklärt hatte, infor-
mierten wir nun per Flugblatt die Früh- und Spätschicht. Es
wurde vor dem Tor von Siemens ein kleiner mobiler Frisör-
stand aufgebaut. Die Kolleginnen und Kollegen wurden auf-
gefordert, sich von einer Frau, die die neue »Ich-AG« verkör-
perte, die Haare machen zu lassen. Die Heiterkeit, die dabei
immer wieder entstand, konnten wir angesichts der Eises-
kälte gut gebrauchen. 

Überlegt werden weitere ähnliche Aktionen, um im
Kampf gegen die PSA-Agenturen und die »Ich-AG´s« Auf-
merksamkeit zu erzielen. So könnte man sich z. B. vor be-
trieblichen Parkplätzen aufbauen, jedes Auto anhalten und
als neue »Ich-AG« die Frontscheibe waschen – alles natür-
lich mit einem Informationsflugblatt verbunden. Weitere
Ideen von RM-Leserinnen sind gefragt !

Den gewerkschaftlichen und
betrieblichen

Widerstand gegen
die Hartz-Gesetze

entwickeln!

Beispiele von örtlichen IG-Metall 
Gremien,die Resolutionen gegen die

Hartz-Vorschläge beschlossen haben:
IG-Metall Delegiertenversammlung 
Schweinfurt; IG-Metall Delegierten-

versammlung Dortmund; 
IG-Metall Delegiertenversammlung

Frankfurt/M.
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Hartz in der Praxis
»Wir müssen darüber nachdenken, wie es

uns gelingt, weniger Arbeitslosengeld zu

zahlen«, so Hans-Peter Griesheimer, Direk-
tor des Arbeitsamtes in Frankfurt/Main.
»Ganz gezielt« soll »Arbeitsbereitschaft

überprüft« und »Druck gemacht« werden, so
Griesheimer. (FR 10.1.)

Schließlich hat der Bund angekündigt, im
laufenden Jahr keine Zuzahlungen an die
Bundesanstalt für Arbeit zu leisten. Wer
außer den Arbeitslosen sollte das ausbaden ?
Daß das Arbeitsamt Frankfurt derzeit nur
7.000 offene Stellen anbieten kann, interes-
siert dabei nicht. Irgendwie wird man schon 

in genügend Fällen »mangelnde Arbeitsbe-
reitschaft« konstruieren können, um Gel-
der zu streichen.

Für Weiterbildung und Qualifikation ste-
hen 2003 in Frankfurt 11 Millionen Euro
weniger zur Verfügung als 2002.
»Möglicherweise werden sich die

Arbeitslosen an den Kosten für

die Weiterbildung sogar bald

selbst beteiligen müssen.«

(FR) Sozusagen als Aus-
gleich dafür, daß weniger
Arbeitslosengeld bezahlt
wird.

Am Samstag, 11. Januar 2003,
haben sich in Frankfurt/M –
koordiniert von Labournet
und organisiert von der Zei-
tung »express« – 26 Vertrete-
rinnen und Vertreter regiona-
ler Anti-Hartz-Bündnisse, Er-
werbslosen- und Sozialhilfe-
empfängerinnengruppen so-
wie weiterer sozialer Bewe-
gungen getroffen, um die not-
wendigen Proteste gegen die
Umsetzung der Hartz-Vor-
schläge zu planen und bun-
desweit zu koordinieren. 

Optional gehören diesem
nun bundesweiten Bündniss
zahlreiche weitere Gruppie-
rungen an, die an dem Treffen
in Frankfurt verhindert wa-
ren. Hinzu kommen zahlrei-
che Vertrauenskörperleitun-
gen und Betriebsgruppen so-
wie Gewerkschaften auf Orts-
Bezirks- und Landesebene.

Folgender Aktionsplan
wurde beschlossen:
❶ 29. Januar »Tag der Gewerk-
schaften«

Am 30. Januar 2003 begin-
nen die Verhandlungen über
einen flächendeckenden Ta-
rifvertrag für die gesamte
Zeitarbeitsbranche zwischen
den Vertretern der Zeitar-
beitsverbände und des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes
(DGB). In den Tagen davor

sollen die Gewerkschaften
per Brief, Fax, E-Mail und Pro-
testaktionen vor den Gewerk-
schaftshäusern zum Rückzug
der Unterstützung der Hartz-
Gesetze und aus der Legiti-
mierung der Niedriglöhne
und des Lohndumpings per
Tarifvertrag aufgefordert wer-
den.

❷ 6. Februar »Tag der Er-
werbslosen«

Am traditionellen »Sankt
Florianstag« (gemeint ist Flo-
rian Gerster – Präsident der
Bundesanstalt für Arbeit) –
der Verkündung der neuesten
Erwerbslosenzahlen – soll vor
und in Arbeitsämtern gegen
die unzumutbare Behand-
lung erwerbsloser Menschen
protestiert werden. Betriebs-
gruppen,Gewerkschaftenund
weitere soziale Bewegungen
ünterstützen die Erwerbslo-
sen in ihren Protesten gegen
Zumutbarkeitsverschärfun-
gen, Sanktionen und Arbeits-
zwang.

❸ 8. März »Tag der Frauen«
Alle regionalen Gruppierun-
gen werden aufgefordert den
internationalen Frauentag mit
Beiträgen, die die besondere
Betroffenheit der Frauen auf-
greifen, zu bereichern.

❹ 1. April »Tag der Personal-
ServiceAgenturen (PSA)«

Kein Aprilscherz – zur bun-
desweit flächendeckenden
Einführung der PSA soll ge-
gen Zwang zur Leiharbeit,
Lohndumping und Nied-
riglöhne protestiert werden.
PSA-Gründungen in den ver-
schiedenen Städten sollen
aber auch vorher nicht ohne
Proteste erfolgen.

Als vorläufiger Höhe-
punkt der Proteste wurde
der 1. Juli gewählt. An die-
sem Tag wird voraussicht-
lich im Bundestag über die
»Zusammenlegung« von Ar-
beitslosen- und Sozialhilfe
entschieden werden. Ob es
für diesen Tag für eine zen-
trale Aktion inBerlin reicht,
wird beim nächsten Ak-
tiontreffen des bundeswei-
ten Anti-Hartz-Bündnis 

entschieden. Es findet am
5. April statt. Alle Genossin-
nen und Genossen, alle
Freunde und Unterstützer der
KPD sind aufgefordert, die
angesprochenen Aktionen zu
unterstützen. An Orten, wo
sich solche Aktivitäten bzw.
Initiativen noch nicht existie-
ren, dazu beizutragen, dass
sie sich entwickeln.

Zum Thema »Hartz« gibt es
ein Flugblatt der KPD.Es kann
beim Verlag Roter Morgen,
Postfach 900753, 60447
Frankfurt/M. Bestellt werden.
Ein Download im PDF-For-
mat gibt es auf unserer Websi-
te: <www.kpd-online. info>.

Bundesweites Bündnis gegen
die Hartz-Gesetze gegründet!
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Nebenstehend dokumentie-
ren wir den zentralen Aufruf,
mit dem die Friedensbewe-
gung zu der nationalen De-
monstration gegen den Irak-
Krieg am 15. Februar in Berlin
mobilisiert.

Unsere Partei hat beschlos-
sen, diesen Aufruf nicht zu un-
terstützen. Wir wollen hier
kurz begründen, warum wir
das nicht tun.

Wir haben uns in der Frie-
densbewegung immer dafür
eingesetzt, dass die politi-
schen Grundlagen von Bünd-
nissen, die Aufrufe, Aktionen
geeignet sein müssen, mög-
lichst viele Menschen unter-
schiedlicher politischer Strö-
mungen und unterschiedli-
cher Weltanschauungen zum
gemeinsamen Kampf gegen
den Irakkrieg zu mobilisieren
und zu organisieren. 

Dafür stehen die Losungen
»Nein zum Krieg gegen den
Irak !« und »Keinerlei deut-
sche Beteiligung an diesem
Krieg !«. Dafür stehen die For-
derungen nach einem Rück-
zug aller deutschen Truppen
aus der Krisenregion, nach
dem Verbot von Lande- und
Übeflugrechten der am Krieg
beteiligten Staaten und ähnli-
che.

Diese Losungen und 
Forderungen enthält
auch der zentrale Aufruf
für den 15.Februar.
Gleichzeitig aber bewertet er
auch die Politik der Bundesre-
gierung und die Ziele der USA
bei ihrem Feldzug gegen den
Irak. Mit den Bewertungen
des Aufrufs werden aber die

Politik der Bundesregierung
verharmlost und die Ziele der
USA beschönigt.

Im Aufruf heißt es:
»Die Bundesregierung hat ver-
sprochen, sich nicht an die-
sem Krieg zu beteiligen. Die
aktuellen Erklärungen und
Handlungen lassen hingegen
Zweifel daran aufkommen.«

In Wirklichkeit muss man
aber keine Zweifel an der Poli-
tik der Bundesregierung ha-
ben. Die Bundesregierung be-
teiligt sich bereits an den
Kriegsvorbereitungen und sie
ist entschlossen, das auch in
Zukunft zu tun. Die Panzer in
Kuwait, die Gewährung von
Lande- und Überflugrechten,
die Zusage von Awacs-Flug-
zeugen, der Schutz von US-
Militärbasen und anderen
Einrichtungen durch Solda-
ten der Bundeswehr sprechen
doch eine deutliche Sprache.
An der Beteligung der Bun-
desregierung besteht über-
haupt kein Zweifel; Zweifel
können höchstens darüber
bestehen, in welchem Umfang
sich die Bundesregierung an
dem US-Krieg gegen den Irak
beteiligt.
Eine solche Verharmlosung
der Politik der Bundesregie-
rung schwächt aber den
Kampf gegen den Irakkrieg.
Vielleicht wollten die Verfas-
ser des Aufrufs, Menschen,
die solche »Zweifel« hegen –
und die gibt es natürlich – da-
zu bewegen, sich an der De-
monstration in Berlin zu be-
teiligen. Warum muss man
dann aber die Politik der Bun-
desregierung verharmlosen ?
Es hätte doch genügt, einfach
zu sagen: »wir fordern die
Bundesregierung und die Par-
teien der Regierungskoalition
dazu auf, ihre Wahlkampfver-
sprechen und die Forderun-
gen des Aufrufs zu erfüllen.«

Oder hegen die Verfasser
des Aufrufs etwa selbst Zwei-
fel an der Politik der Bundes-
regierung ? Das vermag man
eigentlich nicht zu glauben.

Um so schlimmer, wenn es
denn so wäre.

Im Aufruf heißt es 
weiter:

»Ganz offensichtlich geht es
den Regierungen der USA und
Großbritanniens dabei nicht
um Menschenrechte und De-
mokratie, nicht primär um
den Kampf gegen den interna-
tionalen Terrorismus …«.

Also geht es den USA doch -
wenn nicht primär, in erster
Linie, aber doch sekundär, in
zweiter Linie – beim Krieg ge-
gen den Irak um »den Kampf
gegen den internationalen
Terrorismus«?

Das stimmt nicht und be-
schönigt die Kriegspolitik der
USA. Richtig stellt deshalb das
»Frankfurter Bündnis gegen
den Krieg« in einem Aufruf zu
Aktionen am 27. Januar fest,
dass der Krieg, den die USA
gegen den Irak vorbereiten
ein Krieg ist, »in dem es völlig
offenkundig um die Interes-
sen der Ölindustrie und nicht
um Massenvernichtungswaf-
fen oder Terrorismus geht, ei-
ne völkerrechtswidrige Ag-
gression«. Und so ist es auch.

Das sind für uns die ent-
scheidenden Punkte, warum
wir den Aufruf nicht unter-
stützen können. 

Der Aufruf enthält darüber
hinaus noch weitere Passa-
gen, die wir nicht für richtig
halten. 

Es heißt im Aufruf:
»Der Krieg bedeutet einen
weiteren Schritt der Globali-
sierung der militärischen Ge-
walt und verschärft den per-
manten Kriegszustand auf un-
serem Planeten.« Was soll
denn damit gemeint sein ? Be-
stenfalls ist das einfach eine
beliebige Phrase. Wenn man
ein solches Thema schon auf-
greift, dann wäre es richtig,
Roß undReiter zu nennen und
diejenigen anzuklagen und
gegen die zu kämpfen, die
tatsächlich die Welt mit Krieg
überziehen: die USA und die

Kommentar zum zentralen Aufruf
für den 15. Februar

AKTIV
GEGEN DEN KRIEG

Auf der ganzen Welt
wächst der Widerstand ge-
gen den Aggressionskrieg
gegen den Irak. Millionen
von Menschen sind des-
halb in den letzten Wochen
auf die Straße gegangen.

In Washington D. C. ha-
ben am 18. und 19. Januar
rund 500.000 Menschen
gegen den Krieg demon-
striert. Die Demonstration
war eine der größten, die
bisher überhaupt in Was-
hington stattgefunden ha-
ben. Die Teilnehmer for-
derten u. a.: »Kein Blut für
Öl !« und »Unterstützt un-
sere Truppen, lasst sie zu
Hause !«. Zweihundert Or-
ganisationen hatten zu der
Manifestation aufgerufen,
darunter auch Veteranen
aus dem 2. Weltkrieg. In
San Francisco gingen
200.000 Menschen auf die
Strasse, darunter auch Jo-
an Baez. Auch in zahlrei-
chen anderen US-amerika-
nischen Städten wurde de-
monstriert.

Demonstrationen mit
tausenden von Teilneh-
mern gab es auch in Kana-
da, Neuseeland, Japan, Ita-
lien, den Niederlanden,
Frankreich und Großbri-
tannien. In Brüssel gingen
10.000 Menschen auf die
Strasse. In Madrid zogen
mehrere tausend Men-
schen zu einem NATO-
Stützpunkt.

Auch in Deutschland gab
es erneut in zahlreichen
Städten Demonstrationen.
Allein in Rostock demon-
strierten 5000 Menschen.
In Heidelberg versammel-
ten sich die Demonstran-
ten vor dem Hauptquartier
der US-Streitkräfte.

Weitere Informationen
über den weltweiten Wi-
derstand gegen den Irak-
krieg gibt es im Internet auf
der Seite:
www.de. indymedia.org
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Wir demonstrieren an die-
sem Tag in den Hauptstäd-
ten unseres Kontinents für
den Aufbau einer anderen
Welt: »Eine Welt der Gleich-
heit, sozialer Rechte und
Achtung der Verschiedenhei-
ten; eine Welt, in der das
Recht auf Bildung, einen an-
ständigen Arbeitsplatz, Ge-
sundheitsversorgung und
Wohnung für alle gilt; in der
Armut, Sexismus, Frauenun-
terdrückung und Rassismus
keinen Platz haben. Eine
Welt, in der Menschen vor
Profit gehen. Eine Welt ohne
Kriege.«

(Aus der Erklärung der
Versammlung der Sozialen
Bewegungen des Europäi-
schen Sozialforums, Flo-
renz, 9. November 2002)

No War on Iraq!
NEIN zum Krieg gegen
den Irak
Die US-Regierung hält an
ihren Plänen für einen groß
angelegten Angriffskrieg ge-
gen den Irak fest. Die Bun-
desregierung hat verspro-
chen, sich nicht an diesem
Krieg zu beteiligen. Die aktu-
ellen Erklärungen und
Handlungen lassen hinge-
gen Zweifel daran aufkom-
men.

Wir sagen NEIN zu die-
sem Krieg!

Ein neuer Golfkrieg bringt
der irakischen Bevölkerung,
die unter dem Embargo bit-
tere Not und Hunger leidet
und durch das diktatorische
Regime Saddam Husseins
unterdrückt wird, noch
mehr Elend, weitere Tausen-
de Tote und die Zerstörung
von Städten und Infrastruk-
tur. Wir erklären uns solida-
risch mit den Menschen im
Irak und unterstützen ihren
demokratischen Widerstand
gegen Krieg und Diktatur.

Der Krieg bedeutet einen
weiteren Schritt zur Globali-
sierung der militärischen
Gewalt und verschärft den
permanenten Kriegszustand
auf unserem Planeten. Er
stellt einen weiteren Angriff
der US-Regierung auf das
Völkerrecht dar und besie-
gelt die neue aggressive US-
Strategie des »Präventivkrie-
ges«.

Ganz offensichtlich geht es
den Regierungen der USA
und Großbritanniens dabei
nicht um Menschenrechte
und Demokratie, nicht pri-
mär um den Kampf gegen
den internationalen Terro-
rismus oder um angebliche
irakische Massenvernich-
tungswaffen, sondern um
politische und wirtschaftli-

che Interessen in einer der
ölreichsten Regionen der Er-
de.

Nur wenn jetzt der politi-
sche Druck auf die US-Regie-
rung und ihre Verbündeten
steigt, kann der Krieg ge-
stoppt werden ! Deshalb hat
das Europäische Sozial-
forum in Florenz für den 15.
Februar 2003 zu einem Akti-
onstag gegen den Krieg auf-
gerufen, bei dem europaweit
Millionen von Menschen de-
monstrieren werden.

Wir fordern von der Bun-
desregierung alle politi-
schen Mittel zu nutzen, um
sich dem Krieg entgegen zu
stellen. Wir fordern sie auf,
ihrer Ablehnung des Krieges
nun auch Taten folgen zu las-
sen und die Fuchs-Spürpan-
zer aus Kuwait sowie die Ma-
rineeinheiten aus der Golfre-
gion abzuziehen und den be-
teiligten Armeen Überflug-
rechte und Infrastruktur für
den Krieg zu verweigern. Jeg-
liche Unterstützung (z. B.
AWACS) eines solchen An-
griffskriegs verstößt gegen
deutsches und internationa-
les Recht.

Wir rufen alle Bürgerinnen
und Bürger unseres Landes
auf :
Beteiligen Sie sich an den
vielfältigen Aktionen überall
im Land gegen den Krieg !

anderen imperialistischen
Mächte. Wir glauben aber,
dass solche Aussagen in einen
Aufruf gegen den Irakkrieg
überhaupt nicht hineinge-
hören. 

Dann heißt es im Aufruf:
»Wir erklären uns solidarisch
mit den Menschen im Irak
und unterstützen ihren de-
mokratischen Widerstand ge-
gen Krieg und Diktatur.«
Natürlich sind wir solidarisch
mit den Menschen im Irak.
Jetzt aber wird die Frage auf-
geworfen, welchen Wider-
stand wir im Irak unterstüt-
zen, nämlich den »demokrati-
schen gegen Krieg und Dikta-
tur«.

Welcher »demokratische«
Widerstand ist denn hier ge-
meint ? Hoffentlich doch wohl
nicht der »Widerstand«, den
die sogenannte demokrati-
sche Opposition von Gnaden
der USA und Großbrianniens
verkörpert, die sich gerade in
London versammelt hatte ?

Wir sind der Meinung, dass
solche Aussagen in dem Auf-
ruf nichts zu suchen haben. 

Abgesehen davon: In einem
Krieg der USA, Großbritanni-
en und anderer imperialisti-
scher Mächte stehen wir auf
der Seite des Irak. Wenn die
Völker des Irak im Kampf ge-
gen die Aggression des USA-
Imperialismus Saddam Hus-
sein und sein Regime zum
Teufel jagen und die Macht
selbst in die Hand nehmen,
um so besser. 

Wir denken, es sollte mög-
lich sein, den Aufruf zu über-
arbeiten, zumindestens auf
der Ebene örtlicher und regio-
naler Bündnisse. Dafür wer-
den wir uns jedenfalls einset-
zen.

Dokumentiert:
Europaweiter Aktionstag gegen den
Krieg am 15. Februar 2003

Washington DC Heidelberg,vor dem US-Hauptquartier
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(Korespondenz) — Im Anschluss an die
Anti-Kriegs-Demonstration in Dortmund
am 26.10.02 (wir berichteten) wurde am
20.11. das Bündnis unter aktiver Beteili-
gung unserer Genossen vor Ort  gegrün-
det.

Seitdem ist es fast jede Woche – so auch
zwischen den Jahren – mit Infor-
mationsständen, Plakaten, Transparen-
ten und Unterschriftensammlungen in
der Dortmunder Innenstadt aktiv.

Im Bündnis sind derzeit 28 Gruppen
undOrganisationen, sowie unorganisier-
te Einzelpersonen, die aktiv gegen den
Krieg kämpfen wollen, zusammenge-
kommen – weiterer Zulauf ist wahr-
scheinlich.

Zugestimmt wurde 
folgenden Leitsätzen:
Nein zu Irak-Krieg ! Keine Unterstüt-
zung !  Keine deutsche Beteiligung !
Rücknahme der Start- und Überflugrech-
te für Kriegsflugzeuge ! Spürpanzer und
deutsche Truppen heraus aus der Golfre-
gion ! Aufstehen für den Frieden ! Kein
Blut für Öl ! Solidarität mit der amerika-
nischen Friedensbewegung ! 

Wir treffen uns in der Regel mittwochs
19:30 im Dortmunder Arbeitslosen-Zen-
trum zur offenen Versammlung, auf der
wirAktionen besprechen,Flugblätter ent-
werfen und Informationen austauschen.

Bisher haben wir 3 aktualisierte Flug-
blätter geschrieben und weitere Forde-
rungen beschlossen:

Kein Einsatz deutscher Soldaten in
AWACS-Kampfflugzeugen ! (wegen der
regierungsamtlichen Ankündigung, dass
deutsche Besatzungen fliegen sollen) 

Sofortige Aufhebung des UNO-Em-
bargos gegen den Irak ! (wegen der
Hungersnot und der wirtschaftlichen Mi-
sere für die irakische Bevölkerung – ein
Gebot internationaler Solidarität !)

Während der regelmäßigen Infostände
wurden bisher etwa 4000 Flugblätter des
Bündnisses, darüberhinaus weitere Info-
Schriften beteiligter Gruppen, verteilt.
Mehrere hundert BürgerInnen unter-
schrieben am Stand den Bündnis-Aufruf.
Eine kleinere Anzahl ging uns per Post
auf unterschriebenen Flugblättern zu.
Auf einem großen Transparent mit der

Aufschrift »Nein zum
Krieg !« unter-

zeichneten
mit Filz-

stift ebenfalls mehrere hundert Passan-
ten.

Wir beobachten zunehmendes Interes-
se und Annahme unserer Aktionen in der
Öffentlichkeit. In kurzen Gesprächen
hörten wir, dass bei vielen Menschen
Sorge wegen des drohenden Krieges mit-
schwingt. Oft wird die Bush-Politik für
irrsinnig und erpresserisch erklärt – oh-
ne Saddam Hussein in Schutz zu neh-
men. Dem »Nein zum Irak-Krieg« der
Schröder-Fischer-Regierung wird nicht
viel Vertrauen geschenkt. Realistisch
wird eingeschätzt, dass Deutschland be-
reits am Krieg beteiligt ist und sich im
Zweifel noch weiter darauf einlassen
wird.

Solche Meinungs-Blitzlichter sind in-
teressant und ermutigend – auf ihr Ge-
wicht im großen Maßstab kann selbstver-
ständlich nichtgeschlossen werden.

Am 8.1.03 gab das »Dortmunder
Bündnis …« eine Pressekonferenz. Ne-
ben der sachlichen Selbstdarstellung
über politische Zielsetzung, Zusammen-
setzung und Aktionen wurde von einem
Bündnis-Sprecher eine besonders
empörende Mitteilung gemacht: Der
Kasseler Friedensratschlag hatte in Ber-
lin beim Kriegsministerium 80.000 Bür-
gerInnen-Unterschriften gegen den Irak-
Krieg abgeben wollen. Niemand hörte
die Delegation an und niemand nahm
die Unterschriften entgegen. »Mit Demo-
kratie hat das nichts mehr zu tun, Volkes
Stimme wird geflissentlich überhört«,
fügte der Sprecher hinzu.

Unter den Überschriften »Widerstand
wird zur Pflicht« (WAZ) und »Junges
Bündnis streitet für den Frieden« (Westf.
Rdsch.) erschienen am 9.1. kurze, sachli-
che Artikel über das Bündnis. Am 18.1.
unterstützte das »Bündnis..« eine ein-
drucksvolle Aktion der Gruppe »resist« in
der Stadtmitte. Unter weißem Nebel und
roten Rauchschwaden, bei Bombenlärm

aus Lautsprechern und Maschinenge-
wehr-Knattern lagen plötzlich »tote Sol-
daten und Zivilpersonen« auf dem Pfla-
ster vor der Reinoldikirche. Dies erregte
die Aufmerksamkeit vieler Passanten auf
der Einkaufsmeile. Das Interesse an Flug-
blättern stieg augenblicklich. 

Neben unserer weiter laufenden Auf-
klärungs- und Mobilisierungsarbeit ori-
entieren wir derzeit auf die »attac-Frie-
denstour« mit Julie Fry,  Sprecherin der
US-Friedensbewegung und einem Anti-
Globalisierungs-Aktivisten aus Neapel
am 25.1., 19:30 im Bahnhof Bochum-
Langendreer und auf den Europäischen
Aktionstag gegen den Irak-Krieg am
15. 2. in Berlin.

Selbstverständlich bemüht sich das
Bündnis, weitere, insbesondere örtliche
Gewerkschafts-Gruppen für das Bündnis
zu gewinnen. 

Für den Tag des Kriegsbeginns »X«, ru-
fen wir zum Spontanprotest-Treffen um
17 Uhr an der Reinoldikirche auf.

Der Liste der Bündnismitglieder ist an-
zusehen, dass es sich um eine Aktions-
einheit gegen den Irak-Krieg, unabhän-
gig von den politischen, weltanschauli-
chen oder religiösen Überzeugungen
der beteiligten Gruppen und Personen,
handelt.

Das ist ermutigend, denn nur so kom-
men wir weiter und können Kraft gegen
den Krieg gewinnen. Unsere Fähigkeit
zur Aktionseinheit stärkt das Zutrauen
und die Bereitschaft der noch abseits ste-
henden Menschen sich mit uns zusam-
men gegen den Krieg einzusetzen. 

Wir fordern alle RM-LeserInnen, alle
GenossInnen und FreundInnen in unse-
rem Raum auf, aktiv im »Dortmunder
Bündnis …« mitzukämpfen.

Außerhalb unseres Einzugsgebietes
sollten GenossInnen und Sympathisan-
tInnen sich an Anti-Kriegs-Bündnissen
beteiligen oder sie auf die Beine stellen.

»Dortmunder Bündnis gegen
den Irak-Krieg« ist aktiv

Gruppen,Organisationen und Parteien der Mitglieder des Bündnisses,
( Stand:Mitte Januar 2003):
Attac, für eine solidarische Weltwirtschaft gegen neoliberale Globalisierung, Gr. Do. – Bündnis Dortmund gegen

Rechts – Christinnen und Christen für den Frieden – Deutsch-Kurdischer Verein,Gr.Do.– DFG-VK,Deutsche Frie-

densgesellschaft, Vereinigte Kriegsdienstgegner/innen, NRW+Gr. Do. –  DIDF, Föderation Demokratischer Arbei-

terverein e.V., Bz. Do. – DKP, Deutsche Kommunistische Partei, Do. Dortmunder Friedensforum – Evangelische

Schalom-Gemeinde Do,-Scharnhorst – Frauen-Friedensinitiative,Do. – Frauen in Schwarz – Frauengruppe Coura-

ge,Do.– Frauengruppe Terre des Femmes – Friedenskreis  Castrop – Geschichtswerkstatt Do.– Gewerkschaft Er-

ziehung und Wissenschaft,Stadtverband Do.–  IGM,Industriegewerkschaft Metall,Stadtteilgruppe Do.-Nord – Inter-

religiöses Friedensforum Do.– IPPNW,Internationale Ärzte zur Verhütung eines Atomkrieges,Sektion Do.–  Kana-

Gemeinschaft (Suppenküche) –  Kinderhilfe Chile e.V.–  KPD,Kommunistische Partei  Deutschlands,Bez.Do.– Lin-

kes Bündnis,Do.– Naturfreunde Bezirk Do.– Palästinensische Gemeinde in Deutschland e.V. – SDAJ, Sozialistische

Deutsche Arbeiterjugend, Do. – Sozialistische Jugend »Die Falken« Dortmund und Sauerland – VVN/BdA,Vereini-

gung der Verfolgten des Naziregimes/ Bund der Antifaschisten/innen,Do.–Dazu noch Einzelpersonen ohneGruppe.
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US-Imperialisten
lassen foltern
Einem Bericht der Washing-
ton Post zufolge liefern die
USA angebliche Al-Qaeda-
Sympathisanten gezielt in
Länder aus, in denen sie gefol-
tert werden. In Saudi-Arabien
dürfen CIA-Vertreter bei »Ver-
hören« dabei sein, bei der
Auslieferung in andere Län-
der überliefert der CIA den
»befreundeten Diensten« Li-
sten mit »Fragen«. 

Cofer Black, damals Chef
des »Anti-Terror-Zentrums«
des CIA, berichtete im Sep-
tember letzten Jahres dem US-
Kongreß, man sei zu neuen
Formen einer »operationellen
Flexibilität« übergegangen. Er
sagte: »Dies ist äußerst ge-

heim. Eines aber sollten Sie

wissen: Es gab die Zeit vor

dem 11. September, und es

gibt die Zeit nach dem 11.

September. Seitdem gehen wir

mit harten Bandagen vor.«

(FR 2.1.)

Nordkorea trotzt den USA
Nordkorea hat erklärt, daß es den Atomwaffensperrvertrag
nicht einhalten kann, weil die USA dem Land einen atomaren
Erstschlag angedroht haben. Es ist eine ungeheure Arroganz
der US-Imperialisten, andere Länder unverhohlen (auch ato-
mar) zu bedrohen, aber aufzuschreien, wenn diese ihrerseits
(atomar) rüsten.

Der Rote Morgen hat mehrfach unmißverständlich klarge-
stellt, daß das Regime in Nordkorea mit Sozialismus nicht das
geringste zu tun hat. Die Herrschenden in Nordkorea verwei-
gern der Arbeiterklasse und dem Volk die elementarsten de-
mokratischen Rechte. Das ist eine Sache. Dafür müssen die
Herrschenden in Nordkorea vom eigenen Volk zur Verantwor-
tung gezogen werden. Wenn der Staat und die Regierung in
Nordkorea sich aber gegen die atomaren Erpresser in Washing-
ton zur Wehr setzen, verdienen sie die Unterstützung aller de-
mokratischen Kräfte ! Wer das Selbstbestimmungsrecht aller
Völker und Nationen nicht uneingeschränkt verteidigt, ist
kein Demokrat.

5.Parteitag der Kommunistischen
Arbeiterpartei Frankreichs

Die Kommunistische Arbeiterpartei Frankreichs (PCOF)
hat vor kurzem erfolgreich ihren 5. Parteitag abgehalten.

Der Parteitag bilanzierte die
Arbeit der Partei seit 1995 und
analysierte die nationale und
internationale Lage. Der Par-
teitag analysierte insbesonde-
re die Politik des französi-
schen Imperialismus und be-
schäftigte sich eingehend mit
der Politik der Rechten in
Frankreich.

Der Parteitag hat die politi-
sche Orientierung auf die Zu-
kunft in folgenden Losungen
zusammengefasst:

Das Kapital muss die Kri-
se bezahlen! Nein zum Dik-
tat der Monopole! Alle ge-
meinsam gegen den Impe-
rialismus, seine Kriegs- und
Elendspolitik!

Der Parteitag beschloss, den
Aufbau von Leser- und Vertei-

lerkreisen von »La Forge«,
Zentralorgan der PCOF, syste-
matischer voranzutreiben und
wählte ein neues Zentralko-
mitee.

Der Parteitag war durch den
Ernst und die Intensität der
von allen Delegierten gelei-
steten Arbeit gekennzeichnet.

Das Zentralkomitee der
KPD übersandte dem Partei-
tag eine Grußadresse.

Das vollständige Kommuni-
que des Parteitages veröffent-
lichen wir auf unserer Websei-
te: kpd-online. info.

Eine Broschüre mit den Do-
kumenten des Parteitages ist
in französischer Sprache beim
Verlag Roter Morgen erhält-
lich.

Arbeiterführer in China mit 
Todesstrafe bedroht
Daß die Zustände in China mit Sozialismus nicht das geringste
zu tun haben, weiß hierzulande mittlerweile fast jeder – die
DKP einmal ausgenommen. Das Vorgehen des chinesischen
Staates gegen zwei Arbeiterführer zeigt, daß das Regime nicht
nur arbeiterfeindlich ist – die Arbeiterklasse genießt dort nicht
einmal die elementarsten demokratischen Rechte.

Die chinesische Justiz hat zwei Arbeiterführer des »Umsturz-
versuchs« angeklagt. Darauf stehen lange Haftstrafen oder die
Todesstrafe. Was war geschehen ?

Yao Fuxin und Xiao Yunliang waren als Sprecher von prote-
stierenden Arbeitern in der Industriestadt Liaoyang gegen
mangelnde soziale Sicherung, Korruption und Betrug in
früher staatseigenen Unternehmen aufgetreten. Die Demon-
strationen in Liaoyang waren die größten in China seit 1989.
Mehrere Tausend Arbeiter und ihre Angehörigen hatten sich
an Protestmärschen beteiligt und der Stadtregierung Petitio-
nen überreicht. Sie beschwerten sich auch darüber, daß Löhne
und Renten nicht gezahlt wurden, während die Betriebsfunk-
tionäre das Inventar des Betriebes verkauften und sich daran
bereicherten.

Wer so handelt, gilt in China als kriminell.

Imperialisten wollen
dauerhafte
Militärpräsenz auf
dem Balkan
Alle Jahre wieder verlängert
der Bundestag das Mandat für
die Entsendung deutscher
Soldaten auf den Balkan – im-
mer für ein Jahr. Alle Jahre
wieder prangert der Rote
Morgen die Demagogie der
Imperialisten an und zeigt
auf, daß sie sich auf eine dau-
erhafte Präsenz ihrer Truppen
auf dem Balkan einstellen.

Nun hat dies auch eine US-
Studie bestätigt. Dieser Studie
zufolge, die kürzlich in Was-
hington veröffentlicht wurde,
sollen die Truppen bis 2012
auf dem Balkan bleiben. (FR
10.12.) Warum sie ausgerech-
net dann angeblich abgezo-
gen werden sollen, bleibt frei-
lich im Dunkeln.

Internationales
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Bund, Länder und Kommunen sind so gut

wie pleite – in erster Linie eine Folge der

fortdauernden Umverteilung zugunsten

des Kapitals.Während das Kapital stets die

Hände nach Subventionen ausstreckt, wur-

den die vom Kapital zu zahlenden Steuern

gerade in der letzten Legislaturperiode dra-

stisch gekürzt. Die Regierung tut alles, um

die Folgen auf die arbeitende Bevölkerung

abzuwälzen, insbesondere auf Arbeitslose,

Kranke und Rentner. Was für Folgen der

sich abzeichnende Bankrott vieler Kommu-

nen haben wird, ist kaum abzusehen. Eine

Stadt wie Frankfurt am Main z.B. hält sich

nur noch mit Tagesgeldern über Wasser.Mit

anderen Worten: Die Banken entscheiden,

ob Sozialhilfe, ob die Löhne und Gehälter

der städtischen Bediensteten,ob Handwer-

kerrechnungen usw. bezahlt werden kön-

nen.
Die Kapitalisten hingegen wissen nicht,
wohin mit dem Geld. Und dies im buch-
stäblichen Sinne. Die chronische Krise
des kapitalistischen Systems macht pro-
fitträchtige Anlagen immer schwieriger -
gerade das ist ja die Ursache für die Anla-
ge ungeheurer Wertmassen in der Speku-
lation, was u. a. zur gegenwärtigen Fi-
nanzkrise führte, in deren Verlauf unge-
heure Mengen von Werten vernichtet
wurden, die zuvor in fiktives Buchgeld
verwandelt worden waren.

Was liegt näher als die Schlußfolge-
rung: Drastische Besteuerung von Unter-
nehmensgewinnen ! Hier und heute !

Schröder,Koch und Huber –
entschiedene Kämpfer gegen
die Vermögenssteuer
Daß die Forderung nach höherer Be-
steuerung der Unternehmensgewinne
objektiv geradezu auf der Hand liegt,
sieht man z. B. an der Diskussion über die
Wiedereinführung der Vermögenssteuer,
die Ende letzten Jahres in der SPD ge-
führt wurde. Gewiß, die Wiederein-
führung der Vermögenssteuer wäre ein
völlig unzureichender Schritt, ein Trop-
fen auf den heißen Stein. Aber es wäre im-
merhin ein Schritt in die richtige Rich-
tung. Und genau das ist der Grund für die
überaus heftigen Reaktionen:

Der hessische Ministerpräsident
Koch (CDU) und der Chef der bayeri-
schen Staatskanzlei Huber (CSU)
brachten die Unverfrorenheit auf, die

»Bedrohung« »armer« Millionäre
durch eine Vermögenssteuer mit der
Vernichtung von Juden durch die Hit-
ler-Faschisten zu vergleichen. Es wur-
de zu Recht darauf hingewiesen, daß dies
eine ungeheuerliche Beschönigung der
faschistischen Verbrechen ist. Es wurde
zu Recht darauf hingewiesen, daß dies an-
tisemitisch ist. Doch niemand hat den ei-
gentlichen Hintergrund, die eigentliche
Ursache dieser Unverschämtheit aufge-
deckt: Leute wie Koch und Huber wollen
ein Klima schaffen, in dem das bloße
Nachdenken über die Besteuerung von
Superreichen oder von Unternehmen als
kriminelles Unrecht angesehen wird.

Was wiederum zeigt, in welchem
Maße die drastische Besteuerung von
Profiten heute auf der Hand liegt!

Auch Schröders Reaktion war bezeich-
nend: Der Kanzler sprach ein Machtwort
und erklärte die Diskussion über die Ver-
mögenssteuer für beendet. Zum »Aus-
gleich« beschloß die Regierung die pau-
schale Abgeltung von Zinserträgen in
Höhe von 25%. Was im übrigen eine
Steuersenkung für Superreiche und
Unternehmen ist. Die Begründung der
Regierung: Man wolle auf diese Weise
Wirtschaftskriminelle dazu bringen, ihre
illegal im Ausland geparkten Gelder nach
Deutschland zurückzubringen.
Die Logik »unserer« Politiker ist schon be-
merkenswert: Wer über die Besteuerung
Superreicher auch nur nachdenkt, stehe
moralisch auf einer Stufe mit den Nazis.
Wer aber kriminell ist und horrende Sum-
men an der Steuer vorbei ins Ausland ver-
schiebt, den will man mit der Wohltat ei-
ner Steuersenkung sachte auf den Pfad
der Tugend zurücklocken …

Drastische Besteuerung von
Profiten ist möglich!
Man könnte fragen, ob eine drastische
Besteuerung für das Kapital überhaupt
realistisch ist.

Ökonomisch möglich ist sie ohne
Zweifel. Es ist keine Maßnahme, die etwa
mit dem Kapitalismus unvereinbar wäre
und folglich einer Revolution bedürfte.
Eine solche Maßnahme hätte »nur« ein
drastisches Fallen der Profitrate zur Fol-
ge.

Dies ist denn auch der Grund, warum
auf allen Kanälen der Kapitalisten, ihrer
Ökonomen, ihrer Politiker, ihrer Partei-
en und Regierungen getrommelt wird,

genau dies dürfe nicht sein und würde al-
les kaputtmachen.

Was steckt hinter dem Geschimp-
fe bürgerlicher Kreise über zu 
hohe Steuern?
Die EU-Kommission hat Eichel neuer-
dings auf den Weg gegeben, so schlimm
sei die Verschuldung des deutschen Staa-
tes nun auch wieder nicht. Merkwürdig,
wo sie doch ansonsten – kraft ihres Amtes
– über diese Verschuldung in den höch-
sten Tönen klagte und Sanktionen
androhte. Wo ist der Hund begraben ?

Durch höhere Abgaben könne man die
Probleme nicht lösen, so die EU-Kommis-
sion. »Daher lege die Kommission beim

deutschen Stabilitätsprogramm das Ge-

wicht auf geringere bürokratische Hür-

den für Unternehmen sowie auf Refor-

men des Arbeitsrechts und des Sozial-

rechts.« (FTD 9.1.) Da ist der Hund begra-
ben ! Über Steuererhöhungen spricht
man nicht gerne, denn da könnte ja auf
den Tisch kommen, was sich aufdrängt,
nämlich die Forderung nach Besteue-
rung der Profite. Und das, was die Herr-
schaften sagen möchten, nämlich Steue-
rerhöhungen für die Unteren und Steuer-
senkungen für die Oberen, das zu sagen
wäre politisch unklug. Also konzentrie-
ren sie sich auf ein anderes ihrer Lieb-
lingsthemen, nämlich: Beim Sozialen
kürzen und die Rechte von Arbeitern und
Angestellten kappen, z. B. den Kündi-
gungsschutz.

Das Deutsche Institut für Wirtschafts-
forschung (DIW) jammert, die Regierung
schüre durch höhere Steuern und Abga-
ben den »Konsumfrust«. Die gleiche Lo-
gik : allgemein über hohe Steuern
schimpfen, um konkret weitere Steuer-
senkungen für das Kapital vorzubereiten.
Das DIW spricht allerdings auch von der
Notwendigkeit »einer Entlastung der un-

teren Einkommen«, damit mehr gekauft
werden könne. Nanu ? Sollen tatsächlich
einmal die kleinen Leute entlastet wer-
den ? Von wegen ! »Das solle durch eine

höhere Mehrwertsteuer finanziert wer-

den.« (FTD 8.1.) Ausgerechnet die zu-
tiefst undemokratische Mehrwertsteuer
soll erhöht werden ! Die Mehrwertsteuer,
durch die Arbeitern und kleinen Ange-
stellten verdeckt in die Tasche gegriffen
wird ! Es schlägt dem Fass den Boden
aus, dass sich auch DGB-Chef Sommer
für eine erhöhung der Mehwertsteuer

Drastische Besteuerung 
von Unternehmensgewinnen 

ist dringend notwendig!
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von 16 auf 18% stark macht. Die Mehr-
wertsteuer, die vor allem die Konsumen-
tInnen von Massenbedarfsgütern trifft !
Durch die Forderung nach Erhöhung der
Mehrwertsteuer sagen die Ökonomen
des Kapitals versteckt das, was offen zu
sagen unklug wäre: Steuererhöhungen
ja, aber nur für die Unteren (bei weiteren
Steuersenkungen für die Oberen).

Und das soll dann ein Mittel sein, durch
Ankurbelung des Massenkonsums der
Krise entgegenzuwirken ? Aber darum
geht es den Herrschaften nicht wirklich.
Es geht ihnen darum, propagandistisch
eine Erhöhung der Mehrwertsteuer vor-
zubereiten. Unsere Position steht dem
exakt entgegen: Wir fordern die Abschaf-
fung der Mehrwertsteuer und über-
haupt aller indirekten Steuern und ihre
Ersetzung durch drastische Besteuerung
des Kapitals. Als Minimalposition wen-
den wir uns gegen jegliche Erhöhung der
Mehrwertsteuer und anderer indirekter
Steuern.

Weisen die USA den Weg?
Die USA sind uns immer ein Stück vor-
aus. Im schlechten. Wir können dort un-

sere Zukunft sehen. Und die sieht so aus:
Bush hat ein Konjunkturprogramm auf-
gelegt. Kernpunkte sind: »Abschaffung

der Steuer auf Aktiendividenden, die Ak-

tionäre bisher zahlen müssen. (…) Auf

Sicht von zehn Jahren koste dies rund

300 Milliarden Dollar, rechnen Regie-

rungsvertreter in Washington vor.« Auf
diese Weise wolle Bush das »erschütterte
Vertrauen in die Börse wiederherstel-
len«.Weiter: »Verbesserte Abschreibungs-

möglichkeiten für Unternehmen«, »eine

weitere Senkung der Einkommenssteu-

ertarife, nicht nur für Spitzenverdiener,

aber auch für diese.« (FAZ 8.1.)
Das ist die Logik des Kapitals: immer

weitere Steuerersenkungen für Unter-
nehmen, Spekulanten und Superreiche.
Das lindert zwar die Wirtschaftskrise
nicht, erhöht aber die Profitraten und
verbessert die Laune der Superreichen
und Spekulanten. Bezahlt wird es von
der Arbeiterklasse und vor allem von de-
ren unteren Schichten.

Ist das wirklich auch unsere 
Zukunft?
Wenn wir uns nicht wehren, ja. Aber es ist

nicht unvermeidlich. Wie gesagt: Eine
drastische Besteuerung der Profite ist
auch im Kapitalismus ökonomisch mög-
lich. »Nur« das Klasseninteresse der
Bourgeoisie steht dagegen. Dieses Inter-
esse ist allerdings mächtig. Wollen wir es
nur ein wenig durchkreuzen, müssen wir
dafür sorgen, daß auch unser Interesse
mächtig wird.

Ist das unrealistisch ? Auf Dauer nicht.
Aber man muß etwas dafür tun.

Für drastische Besteuerung der
Unternehmensgewinne eintreten!
Im Moment wäre es u. a. sehr nützlich,
dazu beizutragen, daß in der öffentli-
chen Diskussion die Forderung nach
drastischer Besteuerung der Unter-
nehmensgewinne an Gewicht gewinnt.
Nach und nach. Die Chancen dafür ste-
hen wie gesagt nicht schlecht. Nicht zu-
letzt haben Herren wie Schröder, Koch
und Huber uns gezeigt, wie sehr eine sol-
che Forderung derzeit auf der Hand liegt
und wie sehr sie solche Herrschaften ner-
vös machen kann ...

Die Großbanken:
moderne

Raubritter

Die Europäische Zentral-
bank hat im Dezember ihre
Leitzinsen gesenkt. Die Ge-
schäftsbanken können so-
mit billiger an das Geld
kommen, das sie wiederum
ihren Kunden verleihen.
Die Senkung der Leitzinsen
verfolgt nach der bürgerli-
chen Wirtschaftstheorie
den Zweck, die Wirtschaft
anzukurbeln, indem Kredi-
te, die zwecks Investitionen
oder zwecks Konsum aufge-
nommen werden, billiger
werden.

Pustekuchen, haben die
Großbanken gesagt, allen vor-
an die Deutsche Bank. Sie
wollen die Senkung der Leit-
zinsen nicht an ihre Kredit-
nehmer weitergeben. Sie wol-
len die größere Zinsmarge lie-
ber selber einstecken. Das
müssen sie auch, hat der Auf-
sichtsratsvorsitzende der
Deutschen Bank Breuer ge-

sagt. Die schlechte Geschäfts-
lage zwinge sie dazu.

Da ist auch etwas dran. Die
Bilanzzahlen sind miserabel.
Aber was folgt daraus ?

Die Finanzgiganten beherr-
schen heute die produktiven
Ressourcen des ganzen Lan-
des bzw. mehrerer Länder.
Die steigende Produktivität
der Arbeitskraft macht ihnen
zu schaffen. Wird nämlich im
Verhältnis immer mehr pro-
duktives Kapital in Produkti-
onsanlagen und immer weni-
ger in lebendige Arbeitskraft
investiert, so verschlechtern
sich die Verwertungsbedin-
gungen: nur die lebendige Ar-
beit wirft ja Mehrwert ab,
nicht die Maschinerie. Dieses
Problem schlägt auf die Fi-
nanzgiganten durch, denn sie
können sich nur Profite aneig-
nen, die zuvor in der Indu-
strie erwirtschaftet wurden.
Die Flucht in die Spekulation
kann dieses Problem nur zeit-
weilig lindern, wie die Finanz-

giganten gerade jetzt schmerz-
haft erfahren mußten.

Jetzt wollen sie die Senkung
der Leitzinsen also nutzen,
um eine größere Zinsmarge
einzusacken. Kein Wunder,
denn ihnen geht es nur um
sich selbst, um ihre Profite.
»Die Wirtschaft«, »die Kon-
junktur« usw. sind ihnen letzt-
lich schnurzegal. Sie nehmen
»die Wirtschaft« als Geisel, um
ihre eigenen Probleme zu lin-
dern.

Das zeigt, wie parasitär die-
se Finanzgiganten sind und
wie parasitär der Kapitalismus
in seinem jetzigen Zustand ist,
in welchem nämlich diese Fi-
nanzgiganten die gesamte
Wirtschaft beherrschen. Wenn
diese Finanzriesen das Mana-
gement ihrer eigenen Krise
nur noch betreiben können,
indem sie ihren Raubritter-
griff auf das ganze Land im-
mer mehr verstärken, dann
zeigt dies, wie dringend ihre
Enteignung ist.

Der Parasitismus der Groß-
banken ist beim Streit um die
Weitergabe der Leitzinssen-
kung so offensichtlich in Er-
scheinung getreten, daß sich
jetzt selbst die Deutsche Bank
genötigt sieht, ein wenig Kos-
metik zu betreiben. Mitte Ja-
nuar erklärte man, man werde
die Zinsen auf Dispositions-
kredite um 0,25 % senken. Die
Dispokredite machen nur ei-
nen kleinen Teil der Kredite
aus, und die Europäische Zen-
tralbank hatte den Leitzins um
0,5 % gesenkt. Mehr als Kos-
metik ist das also keineswegs.
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DIE MUMIASEITE
FOLGE 7

wie es begann ...
Mumia Abu-Jamal war

Radiojournalist in Philadelphia  und

während der Amtszeit des berüch-

tigten  rassistischen Bürgermeisters

Frank Rizzo (1972-1980) als die

„Stimme der Stimmlosen“ bekannt.

Am 9. Dezember 1981 wurde

Mumia in Philadelphia von  einem

Polizeibeamten angeschossen, als er

auf eine Polizeikontrolle stieß, bei

der der später getötete Polizist auf

Mumias Bruder einschlug. Zeugen

sahen ein oder mehrere Männer vom

Tatort weglaufen.  Mumia, schwer

verwundet, wurde am Tatort von

Polizisten  heftig geschlagen, bevor

er ins Krankenhaus gebracht und

später des Mordes angeklagt wurde

und die Todesstrafe verhängt wur-

de. Denn Mumia war kein unbe-

kannter - er war als Jugendlicher

Mitglied der Black Panther Partei

gewesen und hatte später die radi-

kale, in Philadelphia ansässige, Or-

ganisation MOVE unterstützt. Der

Prozeß war eine Farce - er wurde die

meiste Zeit vom Prozeß ausgeschlos-

sen, die Staatsanwaltschaft erhob

gegen  fast alle schwarzen Geschwo-

renen Einspruch, die Jury bestand

ausschließlich aus Weißen.  Der Ver-

teidigung  wurde wichtiges Beweis-

material vorenthalten . Seit über 20

Jahren sitzt er  unschuldig im Todes-

trakt. Er ist 23 Stunden am  Tag  al-

lein in seiner Zelle eingesperrt und

darf keinen Kontakt mit seiner Fa-

milie haben. Seine vertraute

Verteidigerpost wurde geöffnet und

von den Gefängnisbehörden kopiert.

Er wurde in Sonderhaft gesteckt,

weil er das Buch ...aus der Todes-

zelle geschrieben hatte. Nachdem

immer mehr Beweise für Mumias

Unschuld auf den Tisch kamen, u.a.

auch  das Mordgeständnis von Ar-

nold  Beverly sah sich Richter Yohn

gezwungen, auch wegen der welt-

weiten Solidaritätsbewegung, das

Todesurteil vorerst aufzuheben. Er

bestätigt aber weiterhin Mumias

Schuld. Der Staatsanwalt will in die

Berufung gehen. Außerdem soll es

zu keinem neuen Prozess kommen

und die neuen Beweise sollen nicht

gehört werden. Wir fordern:

Freiheit für Mumia!

Die Beweise müssen

zugelassen werden!

Liebe Leserinnen und Leser des Roten Morgen, auf dieser Mumia-Seite findet ihr  regelmäßig aktu-

elle Neuheiten über den Prozess gegen Mumia und aktuelle Texte von ihm. Wir hoffen, daß wir

hiermit die deutsche und die weltweite Solidaritätsbewegung unterstützen und vergrößern können.

Sehr geehrte Damen und Herren,
Hiermit bitten wir Sie eindringlich,
auf dem abgebildeten Plakat mit Ih-

rem Namen zu unterschreiben. Ihr
Name für ein Leben - das Leben
Mumia Abu-Jamals. Für ihn gibt es
gemäß der Justiz in den USA der-
zeit nur zwei Alternativen: Lebens-
länglich oder Todesstrafe. Amnesty
International hat schon vor Jahren
in einer umfangreichen Dokumen-
tation festgestellt: „Zahlreiche
Aspekte des Falles von Mumia Abu-
Jamal haben eindeutig gegen die in-
ternationalen Mindeststandards für
eine faire Prozessführung versto-
ßen. Der Gerechtigkeit wäre am
besten mit einem neuen Verfahren

Erklärung vom Netzwerktreffen der Unterstützungsgruppen für Mumia Abu-Jamal

gedient.“ Nun hat der zuständige
Bundesrichter Yohn aus Philadel-
phia im Dezember 2001 das Todes-
urteil gegen Mumia Abu-Jamal vor-
läufig aufgehoben. ABER: gleich-
zeitig hat er den Antrag auf Wie-
deraufnahme des Verfahrens und die
Anhörung aller neuen Beweise für
Jamals Unschuld abgelehnt. Selbst-
verständlich hat die Staatsanwalt-
schaft sofort die erneute Verhän-
gung der Todesstrafe beantragt. Und
Mumia, der in diesem Juni seit ge-
nau 20 Jahren in der Todeszelle sitzt,
ist immer noch dort. Selbst wenn
das Todesurteil in lebenslänglich
umgewandelt wird - es ist Unrecht!
Mumia hat immer auf seiner Un-
schuld bestanden. Er kämpft für die
Anhörung des Zeugen Arnold
Beverly, der den Mord gestanden
hat, für den Mumia zum Tode ver-
urteilt wurde. Er kämpft für die
Anhörung aller weiteren vorliegen-
den Beweise - für seine Unschuld.
Er kämpft für seine Freiheit. Die Zeit
drängt. Wir dürfen nicht zulassen,
dass dieser Mann hingerichtet oder
im Hochsicherheitstrakt eingemau-
ert wird, ohne seine Unschuld be-
weisen zu können. Schon in den
Jahren 1995 und 99 konnte seine
Hinrichtung durch eine große inter-
nationale Öffentlichkeit verhindert
werden. In den vergangenen Jahren
haben Menschen außerhalb des

AKTUELLE KAMPAGNE: STIMMEN FÜR MUMIA

Justizapparates dazu beigetragen,
dass in den Vereinigten Staaten 101
Männer aus den Todestrakten ent-
lassen werden mussten, weil entwe-
der ihre Unschuld zweifelsfrei nach-
gewiesen werden konnte oder Grün-
de für schwerwiegende Zweifel an
ihrer Schuld vorgelegt wurden. Von
außen. Meist gegen den erbitterten
Widerstand der Staatsanwaltschaf-
ten. Es ist also möglich. Dieses Pla-
kat wird bundesweit erscheinen,
eventuell auch als Zeitungsanzeige.
Darüber hinaus wird es eine eigene
Website haben - www.Stimmenfür
Mumia.de - auf der alle
UnterzeichnerInnen die bereits ge-
sammelten Namen nachlesen kön-
nen. Wir bitten Sie, diese Aktion
nach Möglichkeit auch finanziell zu
unterstützen. Das überschüssige
Geld wird für Mumias Verteidigung
überwiesen. Mit Ihrer Unterschrift
unterstützen Sie folgende Forderun-
gen: „Stoppt die Hinrichtung von
Mumia Abu-Jamal!“ „Die Beweise
müssen zugelassen werden!“ „Für
einen neuen, fairen Prozess!” Bitte
faxen/mailen Sie Ihre Unterschrift/
Ihr Einverständnis an die untenste-
henden Nummern/Adressen. Herz-
lichen Dank.
Netzwerktreffen der Unter-
stützungsgruppen für Mumia-Abu-
Jamal/www.stimmenfuermumia.de

NEU! Das „Freedom Now!“ Bulletin jetzt online - ab Nr. 14
Auszug aus „Freedom Now! geht online“:

Im Verlaufe des Jahres 2002 wurde

der Entschluß gefaßt, Ende des Jah-

res mit dem Info-Bulletin online zu

gehen, wenn sich am 9. Dezember

die Verhaftung von Mumia Abu-

Jamal zum 21. Mal jährt und am 10.

Dezember der von der UNO ausge-

rufene jährlich wiederkehrende »Tag

der Menschenrechte« die Aufmerk-

samkeit auch auf die Barbarei der

Todesstrafe lenkt. Das ist hiermit

kurz vor Weihnachten geschehen,

mit einem offiziellen Ver-

öffentlichungstermin, der auf den 1.

Januar 2003 festgelegt wurde. Mit

dem online-Info kann jetzt jederzeit

der aktuellste Stand der Kampagne

gegen die Todesstrafe und der poli-

tische und juristische Stand in

Mumia Abu-Jamals Fall via Internet

abgerufen werden. Jede/r hat so die

Möglichkeit, die Texte auszudruk-

ken und vor Ort auch kopiert oder

gedruckt zu verteilen.

Wir wünschen uns von allen

BenutzerInnen, daß sie dazu eine

Spende – eine einmalige oder gern

regelmäßige – auf das am Ende des

Artikels angegebene Konto überwei-

sen. Stichwort: »Abo-Spende für

Spenden bitte unter dem
Stichwort: »Abo-Spende für

Bulletin« auf das Konto
Archiv 92/Sonderkonto

SEB-Bank Bremen
Kto.-Nr. 100 873 8701

(BLZ 290 101 11)

Bulletin«. Der  Einrichtung des

Freedom Now!-Online-Bulletins

ging ein anderer Schritt voraus, der

für die angestrebte Kontinuität wich-

tig ist: Träger ist nunmehr das Bre-

mer IVK, das Internationale

Verteidigungs-Komitee, das es sich

zur Aufgabe gemacht hat, das Ein-

treten für die Abschaffung der To-

desstrafe in einen erweiterten Zu-

sammenhang zu stellen.

www.freedom-now.de
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Postbank Karlsruhe

(Korrespondenz) Am 11. Ja-
nuar 2003 fand wieder die tra-
ditionelle Liebknecht-Luxem-
burg-Lenin Demonstration
statt. 

Karl Liebknecht und Rosa
Luxemburg waren die Mit-
gründer der KPD – der Partei,
die eine Gefahr für das Kapi-
tal darstellte.

Die deutsche Heereslei-
tung und die SPD-Führung in-
itiierten schließlich am 15. Ja-
nuar 1919 die Ermordung des
Genossen Karl Liebknecht
und der Genossin Rosa Lu-
xemburg. SPD-Führer riefen
offen zum Mord an Karl und
Rosa auf. Seit dem Tag ihrer
Ermordung wird jedes Jahr in
der 2. Januarwoche der Bei-
den  gedacht.

Neben der Demonstration
fand auch dieses Jahr wieder
die Gedenkveranstaltung am
Denkmal der Sozialisten statt.
Seitdem die PDS in der Berli-
ner Landesregierung sitzt,
wird den Parteien und Orga-

nisationen, die vor dem Fried-
hof ihre Stände aufbauen wol-
len, Standgebühren von 25
Euro aufgebrummt. Im vori-
gen Jahr war diese nur wegen
Protesten nicht fällig. 

Einige Genossen der KPD
beteiligten sich auch an der
Demonstration und verteilten
das Extra-Blatt des Roten Mor-
gen, andere kümmerten sich
um den Bücherstand. Nach
unseren Schätzungen kamen
zum Friedhof der Sozialisten
etwa 60 000 Menschen, die
Veranstalter sprachen von
100 000. 

Gegen den drohenden
Krieg waren sich alle einig.
Der Hauptfeind steht im eige-
nen Land – unter diesem Mot-
to demonstrierten dieses Jahr
weit mehr Menschen als im
letzten Jahr. Für die zentrale
Antikriegsdemonstration am
15. Februar in Berlin wurde
aufgerufen. Wir werden dabei
sein !

Anzeige

... das Geheimnis, in
dem der Krieg gebo-
ren wird

In dieser Broschüre
geht es um die Ge-
schichte von Kriegen,
Klassenkämpfen und
ihren Ursachen. Das
ist gerade heute be-
sonders aktuell.
Das Hauptaugen-
merk liegt auf der Ge-
schichte der Bundes-
wehr, ihrer Entste-
hung und Entwick-
lung bis Ende der
80er Jahre.
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Liebknecht-Luxemburg-Lenin
Demonstration 

Wir wünschen allen Genos-
sinnen und Genossen und
Freunden der KPD ein gutes
und kämpferisches neues
Jahr. 
Wir bitten auch in diesem Jahr
um weitere Unterstützung des
Roten Morgen.
Schreibt uns Korresponden-
zen. Helft bei der Verbreitung
des Roten Morgen.

Die Redaktion
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Schlag auf Schlag geht es mit
den Vorschlägen für die »Si-
cherung des Wirtschaftsstan-
dortes Deutschland«. Cle-
ment hier, Clement da. Der
Superminister ist es, der zur
Zeit eine Steilvorlage nach der
anderen schlägt, um den Ka-
pitalistenverbänden von Ro-
gowski (BDI) bis Braun
(DIHK) ihre Wünsche zu er-
füllen. Die lassen sich nicht
lange bitten, loben ihn und
nutzen das, um noch dreiste-
re Forderungen zu formulie-
ren. Wie z. B. oben genannter
Herr Braun vom deutschen
Industrie- und Handelskam-
mertag. Der hatte vergangene
Woche gefordert, alle Deut-
schen sollten in den kommen-
den 5 Jahren 500 Stunden oh-
ne Bezahlung arbeiten. Noch
unverfrorener kann man den
Wunsch, die eigene Tasche
und die von Seinesgleichen
zu füllen, nicht mehr äussern.

Clement 1:»Hire and
fire« zu deutsch:Heuern
und feuern – weg mit
dem Kündigungsschutz!
Natürlich sei alles im Interes-
se von mehr Arbeitsplätzen.
Der verminderte Kündigungs-
schutz in Betrieben bis zu fünf
Mitarbeitern führe dazu, dass
dieser keinen sechsten ein-
stellt – so Clement. Die stell-
vertretende DGB-Vorsitzende,
Engelen-Kefer, sagte, dass
von einer Lockerung des
Kündigungsschutzes 80% der
Betriebe, somit acht Millionen
KollegInnen betroffen seien.
Die Unternehmerverbände
gehen natürlich einen Schritt
weiter als Clement. Sie for-
dern, dass der verminderte
Kündigungsschutz auf 20 Be-
schäftigte heraufgesetzt wird.
Für die sogenannte mittel-
ständische Industrie eröffnen
sich somit phantastische Mög-

lichkeiten: Kolleginnen und
Kollegen nur noch nach Auf-
tragslage – just in time !

Clement 2:Von China
lernen,heisst siegen ler-
nen – Sonderwirtschafts-
zonen in der BRD!
Richtig gelesen – Sonderwirt-
schaftszonen ! Aber nicht in
China oder in einer sogenann-
ten Bananenrepublik, nein –
mitten in Deutschland ! Was
meint Clement damit ? Regio-
nen mit hoher Arbeitslosig-
keit sollen in der Lage sein,
Bundesgesetze ausser Kraft zu
setzen und damit attraktivere
Rahmenbedingungen für Un-
ternehmen zu schaffen. Noch
attraktivere Bedingungen für
z. B. BMW mit seinem neuen
Werk in Leipzig ? Die knapp
400 Millionen Euro für BMW
sind offensichtlich nicht ge-
nug. Noch mehr als 250 Mil-
lionen wie für den Transra-
pid ? Oder heisst attraktivere
Rahmenbedingungen 5 Euro
Stundenlohn für die inner-
halb dieser Sonderwirt-
schaftszonen beschäftigten
Kolleginnen und Kollegen ?
Um seine »Experimentier-
klausel« (Clement) durchzu-

bringen, muß die Verfas-
sung geändert wer-
den. Bekanntlich ist

dafür eine 2/3
Mehrheit im
Bundestag
nötig. Aber, sie-
he da, kein Pro-
blem – CDU und
FDP haben

bereits signalisiert, dass sie
ein solches Vorhaben unter-
stützen. Wen wundert’s !

Clement 3:Speedy Wolf-
gang – pro Monat eine
Reform-Verfassungsän-
derung!
Das Jahr 2003 – so Clement -
solle das Jahr der Reformen
werden. Die Regierung werde
in jedem Monat des Jahres
neue Reformmassnahmen auf
den Weg bringen (Financial
Times Deutschland,
20.01.03). Dazu gehöre ein
Umbau des Gesundheits- und
Bildungssystems sowie Büro-
kratieabbau. 

Natürlich sind weder Cle-
ment noch die Herren Rogo-
wski und Co »Ausser Rand
und Band«, wie wir in Anleh-
nung an die kommenden kar-
nevalistischen Zeiten diesen
Artikel getitelt haben.
Deutschland soll Billiglohn-
land werden, das Sozialversi-
cherungssystem zerstört und
schwer erkämpfte Rechte der
Arbeiterklasse abgebaut wer-
den – das ist erklärtes Ziel der
Kapitalistenverbände und ih-
rer derzeitigen Regierung. 

Steuergesetze
führen zu
Preiserhöhungen im
Nahverkehr
Die neuen Steuergesetze der
Bundesregierung bedrohen
die kommunalen Verkehrsun-
ternehmen. Künftig können
Stadtwerke die Gewinne ihrer
Versorgungsunternehmen
nicht mehr an die verlustrei-
chen Verkehrsbetriebe durch-
reichen. Durch die Abschaf-
fung der »gewerbesteuerli-
chen Organschaft« entfällt die
bisher übliche Quersubven-
tionierung zwischen stadtei-
genen Unternehmen. (WiWo
5.12.)

Verluste aus dem Nahver-
kehr müssen demnach künf-
tig aus dem Haushalt der
Kommunen ausgeglichen
werden. Die Kassen der Kom-
munen aber sind bekanntlich
leer. Preissteigerungen und
Stillegungen im Nahverkehr
werden die Folge sein.

Studie bestätigt:.

Staat hört 
ungesetzlich ab
Es ist nicht verwunderlich,
aber nun ist es von einer Stu-
die der Universität Bielefeld
bestätigt: Bei der Mehrzahl
von Telefonüberwachungen
verstoßen Richter und Staats-
anwälte gegen geltendes
Recht. (FR 10.1.)

Von mehr als 500 unter-
suchten Fällen war nahezu je-
der einzelne ein Gesetzes-
bruch. Nur drei Prozent der
Betroffenen wurden nach ei-
ner Telefonüberwachung von
den Staatsanwaltschaften in-
formiert, obwohl dies gesetz-
lich vorgeschrieben ist. Prak-
tisch, denn wer nichts weiß,
kann sich auch nicht wehren.

Seit 1995 habe sich die Zahl
der abgehörten Telefonan-
schlüsse von 3.800 auf 20.000
mehr als verfünffacht. Dabei
dürften diejenigen Fälle, in
denen die Spitzeldienste oh-
ne Einwilligung von Justizor-
ganen abhören, nicht erfaßt
sein, und die Zahl dieser Fälle
dürfte weit höher sein.
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